Deutfche Steuer-Jeitung 
Wirtfchaftlicher Beobachter 


herausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXIX 


Induſtrie verlag 83paet h 4 Linde, 


2. november 1940 


nummer 44 


Berlin W35 


Aauptfchriftleiter i. N. De. jur. Fritz Roppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Berlin 


Erſcheint wöchentlich. Ferncuf: 222086, 
2220 87 u. 222097. Poſtſcheckkonto: Berlin 
Nummer 18541. Bezugspreis: Diecteljährlich 
3,80 Hm fausfchliefil. Zuftellungsgebühr). Einzel- 


E 


Der vollftändige oder auszugsweife Nachdruck der Artikel in dieſem feft ift nut mit vocheciger Zuſtimmung des Verlags geftattet 
m E 


heft Preis 1,— RM durch jede Buchhandlung, 
dicekt vom Derlag unter Areuzband oder durch 
die Poft. Anzeigenpreis nach Tarif. Zuſchriften 
an den Derlag, Berlin W 35, Wogrſchſtraſſe 5 


Die Bewertung von Anteilen nach dem Berliner Verfahren 
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. Schrifttum, 
„Ableitung des gemeinen Werts für Anteile ohne 
Kurs aus Verkäufen, 
Schätzung des gemeinen Werts (Berliner Verfahren), 
. Vermögenswert, 
5. Ertragswert, 


Wa = Bo 


1. Schrifttum 


E.: Frankfurter Zeitung vom 1. Auguſt 1940 Handelsblatt Nrn 387 
bis 388 Seite 5 „Die Einheitsbewertung nicht notierter Wert⸗ 
papiere“, 

Ellinger: „Die Bewertung von nicht notierten Werlpapieren 
und Anteilen“, Württembergiſche Wirtſchaftszeitſchrift 1940 
Nr 25 Seiten 289 bis 292, 

Dr. Frank: „Die Bewertung von unnotierten Aktien und 
GmbH-Anteilen bei nicht voll eingezahltem Kapital“, Wirt- 
ſchaftsblatt der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin 
1936 Heft 9 Seiten 461 bis 465, 

Dr. Frank: „Grundſätze bei der Bewertung unnotierter An⸗ 
teilspapiere“, Wirtſchaftsblatt der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer zu Berlin 1937 Heft 2/ Seiten 80/86, 

Dr. Frank: „Grundſätze und Grenzen der ſteuerlichen 
e Deutſcher Betriebswirteverlag Berlin 1938 Seite 

U 

Dr. Frank: „Zur Bewertung unnotierter Anteilspapiere“, 
Steuer und Wirtſchaft 1938 Seiten 48/67, 

Froehlich: „Die Bewertung nicht notierter Aktien oder GmbH- 
Anteile nach dem RBewG“, Deutſche Steuer⸗Zeitung 1938 
Nr 51 Spalten 1207/1212, 


2. Ableitung des gemeinen Werts für Anteile ohne Kurs 
aus Verkäufen 


Der gemeine Wert von Anteilen, für die keine 
Steuerkurswerte feſtgeſetzt worden ſind und die im Inland 
auch keinen Kurswert haben, iſt für die Vermögenſteuer⸗ 
veranlagung 1940 auf den 31. Dezember 1939 zu ermitteln. 
Er ift § 13 Abſatz 2 NBemG gemäß zuerſt aus Ber- 
käufen abzuleiten. Es kommen dabei Verkäufe in Be⸗ 
tracht, die in die Zeit etwa vom 2. Januar 1939 bis zum 
29. Februar 1940 fallen. Werden Verkäufe feſtgeſtellt, ſo 
muß aus den Kaufpreiſen ein Durchſchnitt ge⸗ 
bildet werden. 


hat 


I 
6. Tatſächlich erzielter oder ausgeſchütteter Gewinn, 
7. Kürzung des wirklichen Betriebsergebniſſes aus 

beſonderen Gründen, 
8. Normal⸗Zinsſatz, 
9. Fragen der praktiſchen Durchführung. 


Krekeler: „Das Reichsbewertungsgeſetz“, 4. Auflage, Erläute⸗ 
rungen zu § 13, i 

Krekeler: „Die Bewertung nicht notierter Aktien und GmbH⸗ 
Anteile bei der Einheitsbewertung auf den 1. Januar 1940, 
Deutſches Steuerblatt 1940 Nr 5 Seiten 87/94, } 

Dr. Maedel: „Das Reichsbewertungsgeſetz', Band 25 der 
Bücherei des Steuerrechts 2. Auflage 1940 Seiten 35/39, 

Dr. L. Meyer: „Vermögenſteuerrecht nebit verwandten Ge⸗ 
bieten 1940“ Seiten 56/59, 4 i Ar 

Seuffert: „Über die Bewertung unnotierter Kapitalanteile, 
Steuer und Wirtſchaft 1940 Spalten 621/636, 

Seweloh: „Zur Vermögenſteuer (Bewertung von Gmbc⸗ 
Anteilen)“, Steuer und Wirtſchaft 1939 Spalten 127/188. Se 

Uhlich: „Die Vermögenſteuerveranlagung 1940“ Deutſche 
Steuer⸗Zeitung 1940 Seiten 258/259, EN. 

Ublich: „Die Vermögenſteuer⸗Ergänzungsrichtlinien „Deutſche 
Steuer⸗Zeitung 1940 Seiten 409,410, ` 

Veiel: „Sonderfälle bei der Anteilsbewertung“, Steuer und 
Wirtſchaft 1940 Spalten 599/622, y 

VER: „Richtlinien für die Bewertung des Vermögens auf den 
1. Januar 1940“, RSBI 1940 Seiten 201/229, S 

VSt R: „Vermögenſteuerergänzungsrichtlinien vom 20. Auguſt 
1940“, RStBl 1940 Seiten 777/784. 


Beiſpiel: 
Kaufpreis am 1. Mai 1939 100 
7 am 15. Juni 1939 80 
en am 15. Sept. 1939 90 
5 am 15. Jan. 1940 120 


Summa: 3904 = Durchſchnittskurs 
97,5 v. H. 


Ich halte es auch für zuläſſig, die Kurſe vor Aus⸗ 
bruch des SEHR ganz außer Betracht zu 
laſſen, wenn ſich aus der Entwicklung des Geſchäfts ergibt, 
daß es durch den Krieg in ſeinem Ertrag und in den 
Ertragsausſichten weſentlich beeinflußt 
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worden iſt. Man wird dabei in jedem Fall auf die Umſätze 
zu achten haben. . 

Es muß bei der Verwendung von Kaufpreiſen 
darauf geſehen werden, ob ſie etwa durch eine Bindung der 
Beteiligten an ein Vorkaufsrecht der Gejell- 
ſchaft beeinflußt find, die im Geſellſchaftsvertrag ent- 
halten ift. Es empfiehlt fih, in jedem Fall den Gejell- 
ſchaftsvertrag und die Geſellſchaflerbeſchlüſſe ein- 
zufordern und ſie auf Verwertungsbeſchränkungen hin 
zu unterſuchen. $ 15 Abſatz 3 des GmbH ⸗Geſetzes ſchreibt zur 
Abtretung von Geſellſchaftsanteilen die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung vor. Es kann ſich auch aus einem 
ſolchen Vertrag manches für die Bewertung des An- 
teils ergeben. Man wird ihn deshalb einſehen müſſen. 

Es iſt ſchließlich auch zu unterſuchen, in welchem Ver⸗ 
hältnis Käufer und Verkäufer zueinander 
ſtehen. Kaufpreiſe bei Verkäufen innerhalb der 
Familie im weiteſten Sinn können nicht ohne weiteres 
als Grundlage für den gemeinen Wert dienen. Sie werden 
oftzu niedrig gehalten; man denke an die Übertragung 
von Eltern auf Kinder oder Enkel und an Verträge, die ſich 
bei genauer Prüfung als aus Kauf und Schenkung gemiſcht 
darſtellen. Es wird auch vorkommen, daß die Kaufe 
preiſeunangemeſſen hoch ſind, weil eine Majorität 
um jeden Preis erworben werden ſollte. Es iſt in ſolchen 
Verkaufsfällen zweckmäßig, den Wert der Anteile auch 
nach dem Berliner Verfahren zu ſchätzen. Man kann 
daraus ſchließen, ob man die Kaufpreiſe gelten laſſen 
kann. Es zeigt ſich in der Praxis dann oft, daß das Berliner 
Verfahren durchaus brauchbar iſt. Auch Seuffert 
(Spalte 626), der ſonſt dem Berliner Verfahren ſehr kritiſch 
gegenüberſteht, empfiehlt in dieſen Fällen ſeine Anwendung 
zum Vergleich. 

3. Schätzung des gemeinen Werts (Berliner Verfahren) 

Wenn ſich der gemeine Wert von Anteilen an Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften nicht aus Verkäufen ableiten läßt, 
io muß er geſchätzt werden (8 13 Abſatz 2 RBewG, § 57 
Abſatz 1 Ziffer 3 RBew DV). Es iſt dabei auf das geſamte 
Nermögen und auf die Ertragsausſichten der 
Gefellſchaft Rückſicht zu nehmen. Auch ſachliche 
Eigenſchaften des Anteils find zu beachten (Hin⸗ 
weis auf Veiel Spalte 598). Der allgemeine Grund ſatz 
des E 10 Abſatz 2 RBe wc ift bei der Schätzung zu 
beachten. Es find danach alle Umſtände, die den Preis 
beeinfluſſen, zu berückſichtigen. Ungewöhnliche 
oder perſönliche Verhältniſſe müſſen aus⸗ 
ſcheiden. Es gehören dazu Verfügungsbeſchränkungen, 
die in der Perſon des Anteilseigners oder feines Rechtsvor⸗ 
gängers begründet ſind, Bindungen durch Testament oder 
Verträge. Beſtehen objektive Beſchränkungen in 
der Verwertbarkeit der Anteile, ſo wird man ſie 
durch Abſchläge betonen können. 

Als Hilfsmittel für die Schätzung des gemeinen 
Werts hat der Oberfinanzpräſident Berlin ein 
Verfahren ausgearbeitet, das bisher jhon in der Praxis 
allgemein angewendet wurde. Es iſt vom Reichsfinanzhof 
auch gebilligt worden. Dieſes „B erli ner Verfahren“ 
iſt in den Abſchnitten 42 bis 44 StR dargeſtellt (RStBl 
1940 Seite 217). Es werden in dieſem Verfahren für je 
100 RM Nennwert der Anteile ein Vermögenswert 

ormel 
1 Geſamtvermögen X 100 
eingezahltes Kapital 
und ein Ertragswert nach der Formel 
Ertraa X 100 X 100 


eingezahltes Kapital X 5,5 


it einer „Normalverzinſung“ von 5,5 v. H.) errechnet. Das 
ae aus beiden Werten ergibt den W er t. l 
e Biefeg zunächtt ſchematiſch anmutende Verfahren trägt 
dem Bedürfnis nach Abkürzung und Überſicht in 
der Schätzung Rechnung, Es war außerdem erforder⸗ 
lich, um eine möglichſtg le ich ma gige Behandlung in der 
Schätzung zu gewährleiſten. Jede Schätzung trägt das 
Moment der Unſicherheit in ſich. Sie wird auch Fehlerquelle 


fein können. Man mußte aber insbeſondere für die Ertrags⸗ 
ausſichten ein Schema haben, weil man nicht abwarten kann, 
was die nach dem Stichtag liegenden Wirtſchaftsjahre dem 
Betrieb bringen werden, und weil man vorläufige Feſtſtel⸗ 
lungen, auf den 1. Januar 1940 vermeiden muß. Das 
Berliner V erfahren will überhaupt nur eine 
Gru ndlage für die eigentliche Schätzung des gemeinen 
Wer ts der Anteile darſtellen (V Steg Abſchnitt 11 Abſatz 1). 
Uhlich weiſt in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1940 Seite 258 
ausdrücklich darauf hin, daß dieſes Verfahren zwar nicht 
zwingend vorgeſchrieben ſei; es habe ſich aber bewährt und 
es ſeierwünſcht, möglichſt viel Gebrauch davon zu 
machen. 

4. Vermögenswert 


de Die Ermittlung des Vermögenswerts macht in 
—4 10 im allgemeinen keine Schwierigkeiten. 
pa ſtößt auch kaum auf Widerſpruch. Es wird dabei vom 
inheitswert des Betriebsvermögens aus⸗ 
en: Dieſer wird um den Wert der Wirtſchaftsgüter 
een die bei der Einheitsbewertung außer Betracht 
ge ieben find, Das find insbejondere die Vermögensteile, 
e, durch Doppelbeſteuerungsverträge von der Vermögen- 
Re befreit find, außerdem Wirtſchaftsgüter, die § 59 
RVG gemäß nicht zum Betriebsvermö gen ge⸗ 
Da er A aie die auf Grund des Schadtel- 
T im Sinn 3 icht im? 5 
enthalten find. es 8 60 RBew nicht im Vermögen 
655 Ertragswert 


Die Feſtſtellung der Höhe des Ertra gswerts führt 
Ste zu Schwierigkeiten, die den Grund für viele 
fkeuerprozeſſe bilden. Es foll für die Ertragsaus⸗ 
. grundſätzlich der Durchſchnitt der letzten 

dei Fahreserträge vor dem Stichtag, für die Ber- 
mögenſteuerveranlagung 1940 aljo der Durchſchnitt der 
9 — 1937, 1938 und 1939, der Schätzung zugrunde gelegt 
= rden. Man kann auf den Ertrag des Jahrs 1939, der 
3 durch den Ausbruch des Krieges beeinflußt ſein 
en in ni Regel nicht verzichten. Wenn diejer Ertrag aber 
— den Gewinnen 1937 und 1938 ſehr erheblich abweicht, ſo 
z 73 keine Bedenken, auch einen Durchſchnitts⸗ 
bilde h qug den fünf Jahren 1935 bis 1939 zu 

250 Sten Abſchnitt 11 Abſatz 7b). Ob man nun aus 
8 na Jahren etwa noch zwei Jahre mit dem höchſten 
Schätzungefniedrigſten Ertrag ausſchalten will, iſt eine 
1 a und wird ſich nach dem einzelnen Fall 
e eee ſen. Steht bei der Schätzung des gemeinen Werts 
pere ergebnis des Wirtſchaftsjahrs 1940 
daß ar oder läßt ſich ſchon das Halbjahrsergebnis aus 
1940 mie re ſchätzen, ſo kann man das Ergebnis des Jahrs 
laſſen. M neben und die Jahre 1935 bis 1937 weg⸗ 
se an ani in jedem Fall die tatſächlichen Ergebniſſe 
Zu N € beranziehen, die am Stichtag noch in der 
abgelaufen fing aß wenn dieſe Jahre bei der Schätzung ſchon 
bereits f 1 oder wenn ſich dieſe Ergebniſſe am Stichtag 
billigt Re jen lafſen. Der Reichsfinanzhof hat es ge- 
weren Be die Ergebniſſe von Jahren herangezogen 
Nach id zwel J dem Stichtag liegen. Er hat in einem Fall 
das dritte Samy are nach dem Stichtag berückſichtigt. Er hat 
kungsſtichtag rn wegen des weiten Abſtandes vom Bewer- 

90 iE ag nicht mehr beachtet, 
Im. a rd pe Bilanzen Verluſtvorträge, fo hat 
wirken Weide ob ſich dieſe auf die künftigen Erträge aug- 
Sa ne le Als Jahresertrag iſt grundſätzlich 
iſt der 15 iche Betriebsergebnis anzuſehen. Das 
zug lich der Ci vſch af tſteuerliche Gewinn zu⸗ 
G die af Oaea i und abzüglich der Au3- 
Körverſchaftſteuerheſe rund der beſonderen Vorſchriften des 


zes außer Anſatz gebli i 

B. E 3 geblieben find, 
aus Schachtelbeteiligungen, Auscaben für 
N Auſſichtsratsvergütungen, Zinſen und der⸗ 


„ Man wird oft auch das h ä fi 

BR: C handelsmäßige 
Ar K 5 cg ebniè zugrunde legen Einen, Es tant 
der Stenerveranlanung) cher chat jener n ke 
] cuero gung) auch höher ſein als das 
liche berichtigte Geſchäftsergebnis, z. B. weil fellher nicht un 


. ern a tee ee EEE — A 
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gelaffene Abſchreibungen bei der Stenerveranlagung nad 
geholt werden. 
6. Tatſächlich erzielter oder ausgeſchütteter Gewinn 

Es taucht oft die Frage auf, wie man zu verfahren hat, 
wenn zwiſchen dem ausgeſchütteten und dem tatſäch⸗ 
lich erzielten Gewinn ein großer Unterſchied 
beſteht. Sind die Ertragsausſichten dann nach dem 
tatſächlich erzielten oder nach dem ausgeſchütteten Gewinn 
zu beurteilen? Man hat grund ſätzlich den tatſäch⸗ 
lich erzielten Gewinn zu beachten. Es gibt aber 
auch Fälle, in denen der ausgeſchüttete Gewinn 
maßgebend ſein wird. Hat z. B. die Geſellſchaft viele 
Geſellſchafter und hat der einzelne Geſellſchafter keinen Ein⸗ 
fluß auf die Geſchäftsführung, fo wird man die Ertragsmög- 
lichkeiten der Anteile nach den ausgeſchütteten Gewinnen zu 
beurteilen haben (BSIER Abſchnitt 11 Abſatz 5). Der aus- 
geſchüttete Gewinn tritt für ſolche Fälle an die Stelle des 
wirklichen Betriebsergebniſſes (Abſchnitt 43 Abſatz 4 VSt R). 
Der Ertragswert richtet fih dabei nach den Be- 
trägen, die dem Anteilseigner zufließen. 

Wird aber der bilanzmäßige Reingewinn 
nicht ausgeſchüttet, ſondern aufgeſpeichert, ſo kann 
man ihn für den Ertragswert verwenden, wenn ſonſt flüſſige 
Mittel vorhanden ſind, um die Aufgaben der Geſellſchaft 
durchführen zu können. Vei Familiengeſellſchaf⸗ 
ten und Einmanngeſellſchaften kommt es 
grundſätzlich nicht nur auf die ausgeſchütteten, ſondern 
auch auf die zurückgehaltenen Gewinne an 
(BER Abſchnitt 11 Abſatz 4). Auch die Bezüge der 
Familien mitglieder der Geſellſchafter (wie 
Gehalt, Tantiemen, Aufſichtsratvergütungen, Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigungen) wirken werterhöhend. Es wird bei 
dieſer Art von Geſellſchaften auch kein Abſchlag 
wegen ſchwerer Verwertbarkeit gemacht. Es 
gibt bei Einmanngeſellſchaften in der Regel 
keinen Paketzuſchlag. Es kommt bei Organ- 
geſellſchaften und Konzerngeſellſchaften 
regelmäßig auf den erzielten inneren Gewinn, n icht 
auf die Ausſchüttung an (RgO vom 1. Februar 1940 
III 267/38, RStBI 1940 Seite 493). 

Das durchſchnittliche Geſchäftsergebnis, 
das Ergebnis der wirtſchaftlichen Betätigung, iſt ma b- 
gebend. Eine Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags, die 
nur konzernpolitiſche Bedeutung hat, wird § 10 Abſatz 2 
Satz 3 RBewc gemäß nicht berückſichtigt. Der Reichsfinanz⸗ 
hof hat in einem ſolchen Fall einen Abſchlag wegen ſchwerer 
Verkäuflichkeit abgelehnt (RH vom 15. Februar 1940 III 
258/88, NGB 1940 Seite 494). 


7. Kürzung des wirklichen Betriebsergebniſſes aus beſon— 

deren Gründen 

Die Finanzgerichte haben wiederholt Fälle zu entſcheiden 
gehabt, in denen der hohe Ertrag nur zum Teil auf dem an- 
gemeſſenen Erträgnis des eingelegten Kapitals, zu einem 
erhe bl ichen Teil aber auf der überragenden Tätig- 
keit eines Geſellſchafter⸗Geſchäftsführers 
beruhte. Die Beteiligten haben in ſolchen Fällen ge⸗ 
fordert, die Ertragsausſichten völlig außer 
Betra cht zu laſſen und den Anteilswert nur nach dem 
Vermögen zu bemeſſen. Sie haben behauptet, daß das Ge- 
ſchäft mit der Perſönlichkeit des Geſchäftsführers ſtehe und 
falle, daß es ohne ihn überhaupt nicht denkbar ſei. Das 
Finanzgericht hat demgegenüber angenommen, daß der Ge⸗ 
ſchäfts führer ⸗Geſellſchafter jederzeit 
durch einen anderen ebenſo tüchtigen oder vielleicht 
noch tüchtigeren Geſchäftsführer erſetzt werden könne. 
Man müſſe ſonſt die tatſächlich erzielten Erträge auch dann 
außer Betracht laſſen, wenn ſie auf der Tüchtigkeit eines 
Geſchäftsführers beruhen, der nicht zu den Geſellſchaftern ge⸗ 
hört. Man müſſe richtigerweiſe von dem Grundſatz ausgehen, 
daß ein. gutgehendes Geſchäft, auch wenn es nur über 
geringfügige Anlagewerte verfüge, ſelbſtverſtändlich mehr 
wert ſei als ein weniger gutgehendes, und daß jeder, der 
ein gutgehendes Geſchäft erwerbe, ſich mit der Hoffnung 
trage, daß er es wenigſtens mit demſelben Erfolg weiter be⸗ 
treiben werde wie der bisherige Inhaber. Das Finanzgericht 


a ( ae m a, 


— nal 
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hat in einem ſolchen Fall von den erzielten 
ausgeſchieden. Es hat jedoch angenommen, 
Geſchäftsanteile werde bei der Bemeſſung 


ein Käufer der 
des Kaufpreiſes 


auf die Dauer wohl kaum mit dem hohen Gewinn rechnen. 


Es hat deshalb bei dieſem Betrieb, der nicht auf dem darin 
arbeitenden Kapital und auf Warenumſätzen, ſondern haupt⸗ 
ſächlich auf Arbeitsleiſtungen beruht, den Zinsfaktor von 
5,5 v. H. nicht für ausreichend gehalten, ſondern einen Zins⸗ 
faktor von 10 v. H. angenommen. Es ſollte dadurch auch dem 
Umſtand Rechnung getragen werden, daß der Geſellſchafter⸗ 
Geſchäftsführer rund 8 000 RM Gehalt über Geſchäfts⸗ 
unkoſten bezog. . À 

Veiel nimmt zu dieſer Frage in „Steuer und Wirt⸗ 
schaft“ 1940 Spalte 607 eine andere Stellung ein. 
Er vertritt die Auffaſſung, der ge! 
müſſe auf die Faktoren unter ſucht werden, die ihn er⸗ 
zeugt hätten; auf Kapital und A | 
Wenn die Arbeitsleiſtung bei der Erzielung des Gewinns 
eine erheblich größere Rolle ſpiele als das Kapital, ſo müßten 
die Gewinne geſchätzt und ausgeſchieden werden, ſoweit ſie 
auf der Arbeitsleiſtung der leitenden 


1940 Spalte 631 eine ähnliche Auffaſſung zu vertreten, wenn 


er jagt, es bedürfe hier einer verſtändnisvollen Behandlung 


des Einzelfalles, man könne allgemeine Grundſätze dafür 
kaum aufſtellen. Veiel will ſeinen Grundſa tz übri ens 
nicht angewandt haben, wenn die Arbeitskraft des ( e 
ſchäftsführers bereits durch reichliches Gehal 
als abgegolten anzuſehen iſt (Spalten 610 und 611). i 
Das Berliner Verfahren führt vielleicht dann nicht 
immer zum Ziel, wenn zwiſchen dem Vermögen der Gefell- 
ſchaft und dem ſteuerlich berechneten i 
Mißverhältnis beſteht, wenn aljo Vermögenswert und 
Ertragswert ſehr 


das Mißverhältnis zurückzuführen ift. Iſt der Ertrag iS 
wert weſentlich höher als der Vermögenswert, 


ſo will Elli icht den Mittelwert nehmen. 
ſo will Ellinger nich Anlage eine haber 


Die Halbierung genüge nicht, weil die ) 
0 bel geringer Subſtanz ein Wagnis ſei. Er wi 
in ſolchen Fällen den Vermögenswert ſtark hervorheben und 
bei der Bildung des Durchſchnitts den Vermögenswert zum 
Beiſpiel mit 60 v. H., den Ertragswert aber nur mit 40 v. H. 
anſetzen. Liegen die Ertragswerte noch he 
beiſpielsweiſe den Vermögenswert verdreifachen, 
tragswert nur einfach nehmen. 
ehe t 1000, Ertragswert 
rmögenswer „ Ertragswe ) 
Ar fo dreimal genommen ers er foll mit 2 
Ertragswert nur einfach, d. h. mit 4000 angeſetzt werden. Der 


Gewinnen nichts 


Betriebsgewinn 


ſtark voneinander abwe ichen. 5 
Es muß in ſolchen Fällen genau unterſucht werden, worauf 


höher, jo will er 
den Er⸗ 
j 


Z 
4000. Der Vermö- 


Durchſchnittswert ſoll aus der Summe 7000 durch Teilung 


mit 4 mit 1700 gefunden werden. N 
Ein Sonderfall muß noch hervorgehoben me 
in dem man wohl kaum den vollen Ertra an 115 


dung des Ertragswerts heranziehen darf. Da — 
Fall, wenn dem Unternehmen aus kriegswwirtſchsftlichen en 
wägungen aufgegeben wird, innerhalb einer beſtimmten Set 
eine Betriebsanlage her zuſtel len und ſie aus 
eigenen Mitteln zu finanzieren. Wenn die Erträge 
danach gebunden ſind, wird man ſie für die Ertrugsaus⸗ 
ſichten auszuſchalten haben oder aber mindeſtens einen Ab⸗ 


b 
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ſchlag vom Durchſchnittsertrag bis etwa zu 30 v. H. zulaſſen 
mijjen (BSIEN Abſchnitt 11 Abſatz 7 a). 


8. Normal⸗Zinsſatz 
Der normale Zinsfuß von 5,5 v. H. iſt von den Ver⸗ 
mögenſteuerrichtlinien vorgeſchrieben worden, 
weil die Gleichmäßigkeit der Behandlung und eine möglichſt 
einfache Geſtaltung der Bewertungsarbeiten es notwendig 
machen. Dieſer Zinsfuß wird auch das Riſiko des Anteils⸗ 
eigners genügend berückſichtigen. Das ergibt ſich 
deutlich aus einem Vergleich mit den Zinsſätzen, die 1940 
in Deutſchland gelten: 
Vergütung für Spareinlagen . 
Reichsbankdiskontſaa g 
Staatskredit, verzinsliche Reichs⸗ 


2½ b. H., 
3½ b. H., 


ſchatzanweiſungen v.. 
pribater Emiſſionskredit (Pfand⸗ 

briefe, Induſtrieobligationen). 4½ bis 5 v. H., 
Hypothekenkredit u, 4½ bis 5¼ v. H., 


Sollzinſen der Banken . . 6b. H. 


Gegen den Normalzinsſatz iſt häufig eingewendet worden, 
er trage dem erhöhten Riſiko des Stichtags keine Rechnung. 
Dem muß aber entgegengehalten werden, daß wir in einer 
Zeit der Zinsſenkung leben. 


9. Fragen der praktiſchen Durchführung 

a) Es iſt zweckmäßig, wenn die Bewertungsarbei— 
ten bei Finanzämtern mit vielen Fällen an einer 
Stelle des Amts durchgeführt werden. Es wird außer⸗ 
dem zweckmäßig ſein, wenn für jeden Oberfinanz⸗ 
bezirk ein Finanzamt als Vorort für das 
Berliner Verfahren beſtimmt wird. Das Vorort⸗Finanz⸗ 
ant ſoll anderen Finanzämtern, die nicht über 
eigene hinreichende Erfahrung auf dem Gebiet der An⸗ 
teilsbewertung verfügen, beratend zur Seite ſtehen 
(VSIER Abſchnitt 11 Abſatz 2). 

Es wird zwecknäßig ſein, wenn ſchon bei den Be— 
triebsprüfungen der innere Aufbau in der Finan⸗ 
zierung der Geſellſchaft und die inneren Gründe für den 
Ertrag mehr herausgearbeitet werden, damit die Stellen, 


— 
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die ſich mit der Bewertung der Anteile zu befaſſen haben, 
dieſe Angaben bereits vorfinden. 

Die Gründe für eine Abweichung bon Vermö— 
genswert und Ertragswert müſſen in jedem 
Fall ſorgfältig erforſcht werden. 

Die Bewertung it grundſätzlich erft durchzuführen, 
wenn der körperſchaftſteuerliche Gewinn für 1939 
vorliegt. 

Die Beteiligten erleichtern dem Finanzamt ſeine Auf⸗ 
gabe, wenn ſie von ſich aus die Fragen, die an ſie ge⸗ 
richtet werden, ſorgfältig beantworten, Es 
iſt oft feſtgeſtellt worden, daß ſtreitige Anteilsbewertun⸗ 
gen darauf zurückzuführen waren, daß die Beteiligten 
ſehr unklare Angaben gemacht hatten. 

f) Der Streitwert ijt im Anfechtungsverfahren nicht 
nur nach dem Kapital, das vom Anfechtungskläger ver⸗ 
treten wird, ſondern nach dem geſamten Grunde 
oder Stammkapital zu berechnen (RF vom 
17. Februar 1938 III 863/37, RStBl 1938 Seite 423). Es 
wird ſich immer um hohe Objekte handeln. Es wird des⸗ 
halb oft angebracht ſein, die Rechtsbeſchwerde zu⸗ 
zulaſſen. Das iſt auch deswegen erwünſcht, weil bei vielen 
Anteilseignern eine beſondere Härte für den einzelnen 
darin liegen würde, wenn er durch eine Anfechtungs— 
entſcheidung gebunden ift, die gegen einen anderen An- 
fechtungskläger ergangen iſt. 

Es iſt nichts dagegen einzuwenden, daß in dem Verfahren 
über die Anteilsbewertung von den Beteiligten Gut- 
achten eingeholt werden. Man muß aber bei der Be- 
urteilung der Gutachten recht genau ſein. Sie weichen 
oft ſtark voneinander ab. Sie verlangen auch oft, 
daß zum Vergleich die börſengängigen Pa⸗ 
piere des gleichen Geſchäftszweigs herangezogen wer⸗ 
den. Der Reichsfinanzhof hat einen ſolchen 
Vergleich mit börſengängigen Papieren grundſätzlich 
abgelehnt. 

Es kann abſchließend geſagt werden, daß in der Praxis 
das Berliner Verfahren viel weniger Streitig— 
keiten hervoruft, als im allgemeinen angenommen wird. 
Die Rechtsmittel ſtehen zur Zahl der Fälle 
in einem ſehr niedrigen Verhältnis. 


— 
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Die Verjährung im Steuerrecht Von Regierungsrat Dr. Kapp, Lehrer an der Reichsfinanzschule Thorn 


a 


1. Die Verjährung im bürgerlichen Recht und im Steuerrecht, 
2. Beginn der Verjährung, > . 

3. Verjährungsfriſt bei Steuern und bei den übrigen Anſprüchen, 
4. Verjährungsfriſt bei hinterzogenen Beträgen, 


1. Die Verjährung im bürgerlichen Recht und im Steuerrecht 
Die Verjährung dient der allgemeinen Rechts⸗ 
ſicherheit und dem Schutz des Schuldners. Sie 
will verhindern, daß der Gläubiger gegen den Schuldner 
noch Anſprüche erhebt, wenn für dieſen die Möglichkeit, ſich 
dieſer Anſprüche zu erwehren, mit Rückſicht auf die Länge 
der Zeit ſeit der Entſtehung des Anſpruchs nicht oder nicht 
mehr in vollem Umfang beſteht. Dieſer Grundgedanke gilt 
in gleicher Weiſe für das private Recht wie für das 
öffentliche Recht. : ; 

Die Verjährung ift aber trotz dieſes auch im Steuerrecht 
geltenden Grundgedankens im Steuerrecht anders 
als im bürgerlichen Recht geregelt. Der bürger⸗ 
lich⸗ rechtlich Verpflichtete ift § 222 Abſatz 1 BGB gemäß 
nach der Vollendung der Verjährung berechtigt, die Leiſtung 
zu verweigern. Das bürgerliche Recht gewährt dem Schuld⸗ 
ner eine Einrede, ein Leiſtungsverweige⸗ 
rungsrecht. Der Schuldner muß fih auf die Verjährung 
ausdrücklichberufen, wenn er ihre Vorteile in Mn- 
ſpruch nehmen will. Die Verjährung im Steuerrecht hat 
die Wirkung, daß der Steueranſpruch mit ſeinen 
Nebenanſprüchen erliſcht (§ 148 AD). Die Ver- 
jährung iſt im Steuerrecht von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigen. Der Nichtablauf der Verjährungsfriſt iſt eine 
Verfahrensvorausſetzung, die in jeder Lage des Verfahrens 
zu prüfen ift (RF H Band 27 S. 244). 


5. Hemmung der Verjährung, 

6. Unterbrechung der Verjährung, 

7. Unterbrechung der Verjährung durch die Betriebsprüfung, 

8. Verjährung gegenüber dem für eine Steuerſchuld Haftenden. 


Es beſteht zwiſchen bürgerlichem Recht und Steuerecht 
aber inſoweit Übereinſtimmung, als auch im Steuerrecht 
Zahlungen auf einen verjährten Anſpruch nicht zurück- 
gefordert werden können (§ 222 Abſatz 2 BGB; 8 148 
Satz 2 AD). 

Das Reichsgericht hat neben der geſetzlich geregelten 
Verjährung für einzelne Rechtsgebiete, insbejondere für das 
Aufwertungsrecht und das Arbeitsrecht, eine Verwir— 
kung von Anſprüchen anerkannt. Danach find An- 
ſprüche auch außerhalb der Verjährungsfriſt 
durch Nichtgeltendmachung während eines längeren Beit- 
raums unter beſonderen Vorausſetzungen verwirkt 
(Hinweis auf § 242 BGB). Dieſe Verwirkung hat im 
Steuer recht keine Geltung. Die Unterlaſſung der 
Steueranforderung würde das Gebot der Gleichmäßig 
keit der Beſteuerung (§ 1 StNupG) verletzen und 
dem einzelnen geſetzwidrige Vorteile gewähren (NStBI 1935 
S. 1109; 1937 S. 433; DStZ 1937 S. 411). 


2. Beginn der Verjährung 

Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Jah- 
res, in dem der Anſpruch entſtanden ift (§ 145 Nb- 
ſatz 1 AO). Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der 
Tatbeſta ud verwirklicht ift, an den das Geſetz die 
Steuer knüpft (8 3 Abſatz 1 StnpGh). Sie entſteht bei der 
Eintommenſteuer und bei der Körperſchaftſteuer für die 


Y -e a ee 3 


r 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 44 


veranlagte Steuer mit Ablauf des Kalenderjahres, für 
das die Veranlagung vorgenommen wird, bei der Ber- 
mögenſteuer und bei der Grundſtener mit Beginn des 
Kalenderjahres, in das der Beginn des Rechnungsjahres 
fällt, für das die Steuer erhoben wird (Hinweis auf RSBI 
1936 S. 115), bei der Gewerbeſteuer mit Beginn des Neh- 
nungsjahres, für das die Steuer erhoben wird, bei der 
Umſatzſteuer mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in 
dem die Entgelte vereinnahmt worden find (§ 3 Abſatz 5 
StAnpch). Sonderregelungen gelten für die Erbſchaftſteuer, 
die Wechſelſteuer, die Grunderwerbſteuer und bei vorläufigen 
Steuerfeſtſetzungen (§ 145 Abſatz 3, § 225 Satz 3 AO). 

Die Verjährung beginnt bei Zahlungsaufſchub 
oder Stundung oder Sicherheitsleiſtung erſt 
mit Ablauf des Jahres, in dem der Zahlungsaufſchub oder 
die Stundung abgelaufen oder die Sicherheit er- 
loſchen ift (8 145 Abſatz 2 AO). Der Anſpruch verjährt 
bei hinterzogenen Steuern nicht, bevor die 
Strafverfolgung und Strafvollſtreckung 
verjährt find (8 145 Abſatz 2 Satz 2, § 419 AO, § 66 u. f. 
Str). 

Die Strafverfolgungsverjährung verhin— 
dert die Verfolgung einer ſtrafbaren Handlung. Die Ver- 
jährungsfriſt ift um fo länger, je höher die angedrohte 
Strafe ift (8 67 StGB). Die Strafverfolgung von 
Steuervergehen verjährt in fünf Jahren (§ 419 AO). Die 
Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem die Hand— 
lung begangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt 
des eingetretenen Erfolges (§ 67 Str®&B, § 391 AD). Eine 
Sonderregelung gilt für Steuervergehen, die die Wech— 
ſelſteuer betreffen (8 419 Abſatz 3 AO). Bei einem 
fortgeſetzten Delikt beginnt die Verjährung mit der 
letzten Fortſetzungshandlung. Wegen der 
Unterbrechung der Strafverfolgungsverjährung Sin⸗ 
weis auf § 68 Str, 8 391, 8 419 Abſatz 2 AD. 

Die Strafvollſtreckungsverjährung ver⸗ 
hindert die Vollſtreckung einer bereits rechtskräftig erkann⸗ 
ten Strafe. Die Länge der Verjährungsfriſt iſt ebenſo wie 
bei der Strafverfolgungsverjährung von der Höhe der 
Strafe abhängig. Es entſcheidet hier aber nicht die an- 
gedrohte Strafe, ſondern die im Urteil ver hängte 
Strafe. Die Vollſtreckung rechtskräftig erkannter Strafen 
verjährt, wenn auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder auf 
Geldſtrafe von mehr als 150 RM erkannt iſt, in fünf 
Jahren, wenn auf Geldſtrafe bis zu 150 NM erkannt iſt, 
in zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, 
an dem das Urteil rechtskräftig geworden iſt (8 70 Str 
und § 39 NO). Die Vollſtreckung einer wegen derſelben 
Handlung neben einer Freiheitsſtraſe erkannten Geld 
ſtrafe verjährt nicht früher als die Vollſtreckung der 
Freiheitſtrafe (§ 71 Str@B, Hinweis auf § 396 Ab⸗ 
jag 1 AO). Wegen der Unterbrechung der Strafvoll: 


ſtreckungsverjährung Hinweis auf § 72 StrGB. 


3. Verjährungsfriſt bei Steuern und bei den übrigen An— 
ſprüchen 

Die Verjährungsfriſt beträgt bei Zöllen und Ver⸗ 
brauchſteuern ein Jahr, bei der Grundſteuer 
drei Jahre, bei den Anſprüchen auf die übrigen Stenern 
fünf Jahre, ſie läuft beihinterzogenen Beträgen ohne 
Rückſicht auf die Steuerart zehn Jahre. Die übrigen An⸗ 
ſprüche verjähren in einem Jahr (8 141 AO). 

Der Begriff „Steuer“ ergibt ſich aus § 1 Ad (Hin⸗ 
weis auf Barske, Band 9 der Bücherei des Steuerrechts, 
S. 15 u. f.) Die Aufbringungsumlage iſt bin- 
ſichtlich der Verjährung den „übrigen Steuern“ im Sinn 
des § 144 AO gleichzuſtellen. Die Verjährungsfriſt beträgt 
demgemäß fünf Jahre (RStBl 1932 S. 992). 

Die Vermögensabgabe, die den Juden durch 
die Verordnung vom 12. November 1938 auferlegt wurde, 
iſt Feine Stener. Ihr Zweck war nicht die Erhöhung der 
Reichseinnahmen, ſondern die Sühne für die Mordtat an 
vom Rath (Hinweis auf Barske, Band 9 der Bücherei des 
Stenerrechts, S. 19). Sie gehört deshalb zu den „übrigen 
Anſprüchen“ im Sinn des § 144 Satz 2 NO und verjährt 
in einem Jahr. 
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Auch die Anſprüche, die ſich aus den Ungehor⸗ 


ſams folgen (8 95 AD) ergeben, unterliegen als ſteuer⸗ 
liche Anfprüche der einjährigen Verjährung. Die für die 
Steuern vorgeſehene Verjährungsfriſt findet auf ſie keine 
Anwendung, ſoweit fie ſelbſtändig neben den Steuer- 


anſpruch treten. Eine derartige Selbſtändigkeit beſteht für 


die Zwangsmittel und die Sicherungsgelder. 
Anders iſt es dagegen bei den Ungehorſamsfolgen, die ſich 
als Nebenleiſtungen des Steueranſpruchs darſtellen, 
nämlich bei dem Verſpätungszuſchlag und dem 
Säumniszuſchlag. Dieſe verjähren als Neben⸗ 
leiſtungen mit der Verjährung des Steueranſpruchs 
ſelbſt (§ 148 AD). Wegen der Einzelheiten Hinweis auf 
Barske in DStz 1939 S. 851 (815) und auf Grober in 
DStz 1937 S. 301 (283). À 
Die Einheits bewertung, die 
unterliegt keiner ſelbſtändigen Verjährung. Die Feſtſtellung 
des Einheitswertes iſt jedoch unzuläſſig, wenn alle auf ihr 
beruhenden Steuern verjährt ſind und deshalb der Ein⸗ 
heitswert keine ſteuerliche Bedeutung mehr hat (RSBI 
1936 S. 115). Der Riß hat dieſen Grundſatz auch auf die 
einheitliche Gewinnfeſtſtellung 8 215 Abſatz 2 
AO gemäß angewendet. Die Feſtſtellung des einheitlichen 
Gewinns iſt danach unzuläſſig, wenn die in Betracht kom⸗ 
menden Einkommenſteuern und Gewerbeſteuern bereits ver⸗ 
jährt find (RStBl 1937 S. 1209, DStZ 1938 S. 44). 


4. Verjährungsfriſt bei hinterzogenen Beträgen 

Die zehnjährige Verjährungsfriſt bei hinter zoge⸗ 
nen Beträgen iſt in der Praxis von beſonderer Bedeutung. 
Hinterzogene Beträge im Sinn des § 144 AO find nur 
ſolche verkürzte Steuerbeträge, die von dem Steuerpflich⸗ 
tigen vorſätzlich hinterzogen ſind. Es muß deshalb zur 
Annahme der längeren Verjährungsfriſt von zehn Jahren 
beſtimmt feſtgeſtellt werden, daß der Steuerpflichtige 
ſich wegen der verkürzten Steuer einer vorſätzlichen Steuer⸗ 
hinterziehung im Sinn des § 396 AO ſchuldig gemacht hat. 
Es genügt nicht die Feſtſtellung oder das Einräumen der 
Möglichkeit, daß die Steuerverkürzung nur auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruht (RStBl 1937 S. 388, DSH 1937 
S. 462). „Die Feſtſtellung, der Steuerpflichtige, ein Hand- 
werksmann, könne ſich bei ſeiner Geſchäftstüchtigkeit und 
ſeinem Unternehmergeiſt über die Höhe ſeiner Einkünfte 
nicht im unklaren geweſen ſein, auch ſei der Umſtand, daß 
die angegebenen Einkünfte ganz oder erheblich von den mirt- 
lichen Erträgen des Unternehmens abgewichen ſeien, nicht 
mit Unwiſſenheit zu entſchuldigen, vielmehr müſſe eine vor⸗ 
ſätzliche Hinterziehung der Einkommenſteuor angenommen 
werden, ift ausreichend“ (NEVIL 1938 S. 467). 


Die Verlängerung der Verjährung wegen smie 
ziehung von Steuern ſetzt voraus, daß während des 


Laufes der Verjährung Steuern noch hinterzogen wur⸗ 
den, d. h. ihre Verkürzung dem Finanzamt infolge Steuer- 
unehrlichkeit des Pflichtigen un bekannt war. Das iſt nicht 


mehr der Fall, ſobald der ganze Sachverhalt dem Finanz 
amt bekannt war, das Finanzamt aber von einer Be- 


ſtenerung abgeſehen hat (RSHI 1938 ©. 513). 

Es gibt Fälle, in denen der Steuerpflichtige jahre- 
lang unrichtige Steuererkärungen abgegeben und dadurch 
Steuern hinterzogen hat. Es iſt in dieſen Fällen von Be⸗ 
deutung, ob die einzelnen Hinterziehungsfälle als ein⸗ 
heitliche, in Fortſetzungszuſammenhang 
ſtehende Handlung anzuſehen find. Das Reichsgericht 


ſtellt in der Entſcheidung vom 28. Jannar 1937 (RStBl 


1937 S. 314) darauf ab, ob eine auf einen tatbeſtandsmäßi⸗ 


gen Erfolg in möglichſt weitem Umfang durch Anwendung 


mehrerer Mittel gerichtete einheitliche Willens⸗ 
richtung gegeben iſt, durch die die einzelnen Dathe 
innerlich miteinander verbunden ſind. Ein 
ſolcher einheitlicher Vorſatz und damit eine fortgeſetzte 
Steuerhinterziehung wird in dem Fall, in dem ein Steuer⸗ 
pflichtiger jahrelang unrichtige Steuererklärungen ab⸗ 
gegeben und dadurch Steuern verkürzt hat, anzuneh⸗ 
men fein (Hinweis auf TStZ_ 1937 S. 412). Die Ber- 
jährung beginnt im Fall der fortgeſetzten Steuerhinter⸗ 


lediglich die 
Grundlage für die Feſtſetzung von Steueranſprüchen bildet, 
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ziehung erſt mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte 
Teilhandlung, alſo die Abgabe der letzten un⸗ 
richtigen Steuererklärung begangen iſt. 

Die Frage, ob eine Steuerhinterziehung vorliegt, haben 
die Steuerbehörden unabhängig von einem Straf⸗ 
verfahren zu beantworten. Die zehnjährige Verjäh⸗ 
rungsfriſt kann auch dann in Betracht kommen, wenn 
überhaupt kein Strafverfahren eingelei⸗ 
tet war (NS Band 26 S. 210; RStBT 1940 S. 865). 
Wenn aber ein Strafverfahren ſchwebt, dann kann es ſich 
unter Umſtänden für die Finanzbehörde empfehlen, die Ent⸗ 
ſcheidung des ordentlichen Gerichts über die Straf⸗ 
frage abzuwarten. Die Entſcheidung des RF vom 8. Juli 
1938 (RStBl 1938 S. 739) enthält zu dieſer Frage die fol- 
genden Ausführungen: 

„Die Reichsabgabenordnung ſieht für gewiſſe Fälle ledig⸗ 
lich eine Bindung der Strafgerichte an die Entſcheidungen der 
Steuergerichte vor (§ 468 AO). Dagegen find die Steuer⸗ 
behörden an die Feſtſtellungen der Strafgerichte auch da, 
wo über rein ſtrafrechtliche Fragen zu entſcheiden iſt, nicht 
gebunden; ſie entſcheiden vielmehr in den Fällen, in denen 
ſteuerrechtliche Folgen an einen ſtrafrechtlichen Tatbeſtand qe- 
knüpft find, auch über die ſtrafrechtliche Seite 
ſelbſtändig (Ri Band 13 S. 63, 66, Band 26 S. 210, 
Band 30 S. 210, 214, RStBl 1932 S. 281, RStBl 1932 S. 490). 
Mit den Entſcheidungen der Strafgerichte in Widerſpruch 
ſtehende Entſcheidungen der Steuergerichte, die ſich aus dieſer 
Rechtslage ergeben, müſſen ebenſo hingenommen werden, wie 
mit den Entſcheidungen der Steuerbehörden oder Steuer— 
gerichte in Widerſpruch ſtehende Entſcheidungen der Straf- 
gerichte über ſtrafrechtliche Fragen, wenn die Strafgerichte 
ohne Vorentſcheidung nach § 468 AO entſchieden haben (Reichs⸗ 
gericht Strafſachen Band 60 S. 244, 246). Damit ſoll aber 
nicht geſagt ſein, daß die Steuerbehörden über ſtrafrechtliche 
Fragen in allen Fällen ohne Rückſicht auf ein daneben her⸗ 
gehendes Strafverfahren entſcheiden follen. § 1 StAnpch ber- 
pflichtet die Steuerbehörden, eine Zwieſpältigkeit in 
der Rechtſprechung zwiſchen Steuerbehörden und Strafgerichten 
nach Tunlichkeit zu vermeiden. Die Steuerbehörden 
werden deshalb in geeigneten Fällen das Beſteuerungsver⸗ 
fahren auszuſetzen bzw. eine Vorentſcheidung über Grund und 
Höhe des Steueranſpruchs ohne Rückſicht auf die Verjährungs⸗ 
frage zu treffen haben, bis über die Straffrage von dem gu- 
ſtändigen Gericht entſchieden ift (RStBl 1938 S. 267). Ob und 
wann ein ſolcher Fall gegeben iſt, haben die Steuerbehörden 
nach ihrem pflichtgemäßen Ermeſſen zu be⸗ 
urteilen; es iſt nirgends vorgeſchrieben, daß ſie immer und 
unter allen Umſtänden gebunden wären, den Ausgang eines 
Strafverfahrens abzuwarten, das für die Entſcheidung in 
einer Steuerfrage von Bedeutung ſein kann. Das ſollte auch 
nicht mit der in RStBl 1937 S. 739 veröffentlichten Entſchei⸗ 
dung gejagt werden.“ (Hinweis auch auf RStBl 1938 S. 555.) 

RSNI 1937 S. 739: 

„Das Steuergericht hat feine Entſcheidung auf die Ent: 
ſtehung und die Höhe des Steueranſpruches zu beſchränken, 
wenn ſowohl die Entſtehung eines Steueranſpruches beſtritten 
als auch deſſen Erlöſchen wegen Verjährung geltend gemacht 
iſt, und wenn weiter die Verjährung davon abhängt, ob eine 
Steuerhinterziehung vorliegt, wegen deren ein gerichtliches 
Strafverfahren ſchwebt.“ 


5. Hemmung der Verjährung 

Die Verjährung iſt in ihrem Ablauf gehemmt, ſolange 
die Anſprüche innerhalb der letzten ſechs Monate der Ber- 
jährungsfriſt wegen höherer Gewalt nicht verfolgt 
werden können (§ 146 AO). Unter höherer Gewalt find 
Naturereigniſſe und andere unabwendbare 
Zufälle zu verſtehen. Der Eintritt eines ſolchen Ereig⸗ 
niſſes hat nur innerhalb der letzten ſechs Monate der Ver⸗ 
jährungsfriſt Bedeutung. Iſt das Ereignis vorher ein- 
getreten und auch mit ſeinen Folgen wieder beſeitigt, 
ſo bleibt die Verjährung unberührt. Die Verjährungs⸗ 
friſt wird um den gleichen Zeitraum, in dem die Hemmungs⸗ 
gründe beſtanden haben, verlängert (Hinweis auf 
Barske in Band 9 der Bücherei des Steuerrechts S. 105). 


6. Unterbrechung der Verjährung 

Die Verjährung wird § 147 AO gemäß unterbrochen 
durch Zahlungsaufſchub, durch Stundung, 
durch jede Anerkennung des Zahlungspflichtigen, 
durch eine ſchriftliche Zahlungs aufforderung 
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und durch jede Handlung, die das zuſtändige Finanzamt 
zur Feſtſtellung des Anſpruchs oder des Verpflichteten vor⸗ 
nimmt. Die Unterbrechung beſeitigt die bis⸗ 
herige Verjährung. Es beginnt mit Ablauf des 
Jahres, in dem die Unterbrechung ihr Ende erreicht hat, 
eine neue Verjährung (8 147 Abſatz 3 AO). 

Die Auslegung der Worte „durch jede Hand- 
lung, die das zuſtändige Finanzamt zur 
Feſtſtellung des Anſpruchs oder des Ver- 
pflichteten vornimmt“ ſpielt in der Praxis der 
Finanzämter eine große Rolle. Es iſt zu dieſer Frage eine 
umfangreiche Rechtſprechung des RFH ergangen. 

Die Handlung, die die Verjährung unterbricht, muß 
einen beſtimmten Steuerfall betreffen. Eine 
Rückfrage, die das Finanzamt vor der Veranlagung an 
den Steuerpflichtigen richtet, um das Einkommen zu ermit- 
teln, iſt deshalb eine Unterbrechungshandlung 
(RSBI 1933 S. 7). Es iſt nicht erforderlich, daß die Hand- 
lung an den Steuerpflichtigen ſelbſt gerichtet ift. Die 
Steuerſtelle kann z. B. zur Erforſchung eines beſtimmten 
Steuerfalls eine beliebige Stelle um eine ihrer Mei- 
nung nach erhebliche Auskunft erſuchen. Auch dadurch 
wird die Verjährung unterbrochen. Eine Unter- 
brechungshandlung iſt in einem ſolchen Fall nur dann 
nicht gegeben, wenn ſich aus dem Inhalt der vorgenom— 
menen Handlung ergibt, daß ſie ausſchließlich gegen eine 
beſtimmte andere Perſon gerichtet war (RStBl 1932 
S. 322, 501). Es genügt z. B. die Anfrage bei der Polizei- 
behörde nach dem Wohnſitz oder Aufenthalt des Stener⸗ 
pflichtigen (Hinweis auf Barske in DStg 1938 S. 662). 

Eine Handlung im Sinn des § 147 AO ift in der 
Aufforderung zur Abgabe einer Steuer⸗ 
erklärung zu erblicken (RStBl 1934 S. 52, 1934 
S. 1101: Zuſendung eines Steuererklärungsvordrucks). 
Ein Steuerbeſcheid iſt im Hinblick auf die in ihm 
enthaltene Zahlungsaufforderung ebenfalls eine Unter— 
brechungshandlung im Sinn des § 147 AO (NSHI 1935 
S. 649). Die Anforderung eines Steuerbetrags in 
einem Steuerbeſcheid unterbricht die Verjährung 
aber nur in Höhe der angeforderten Steuer. Sie 
läßt die Verjährung nachträglich anzufordernder Be- 
träge unberührt (RStBl 1935 S. 649). Ein Stener- 
beſcheid verliert ſeine Unterbrechungswirkung nicht dadurch, 
daß er aufgehoben wird (RStl 1934 S. 28, 42). Auch 
eine unzuläſſige Verichtigungsveranla⸗ 
gung unterbricht die Verjährung (RStBl 1934 S. 1101). 

Es kommen als Handlung im Sinn des § 147 AO auch 
die folgenden Maßnahmen in Betracht: 

Pfändung (RStBl 1936 S. 648), 

zwangsweiſe erwirkte Sicherheitsleiſtung (NSVL 1935 
S. 1556) und 

die dem Steuerpflichtigen bekannt gegebene Ausſetzung der 
Vollziehung (NSB, 1934 S. 31). 


Handlungen der Rechtsmittelbehörden 
unterbrechen die Verjährung nur hinſichtlich des zu entſchei⸗ 
denden beſtimmten Steuerfalls und der dieſem 
zugrunde liegenden Steneranſprüche (NSB 1939 
S. 650). 

Die Überjendung des Steuerbeſcheides 
an beide zuſammenzuveranlagende Ehe- 
gatten unterbricht die für die geſamtſchuldneriſch haf⸗ 
tende Ehefrau laufende Verjährungsfrist. Es ift dabei 
belanglos, daß der Steuerbeſcheid bei der Zuſtellung dem 
Che mann allein ausgehändigt wurde (RStBl 1938 
S. 186). Hinweis auf Zitzlaff in DStZ 1938 ©. 514. 


7. Unterbrechung der Verjährung durch die Betriebsprüfung 
Die Betriebsprüfung iſt regelmäßig eine zur 
Feſtſtellung der Steueranſprüche vorgenommene Handlung. 
Es wird deshalb durch die Betriebsprüfung die laufende 
Verjährung unterbrochen. 

„Es genügt, daß die Betriebsprüfung vor Ablauf der 
Verjährungsfriſt begonnen wird. Es iſt unerheblich, ob 
die Feſtſtellungen der Betriebsprüfung noch inner- 
halb der Verjährungsfriſt getroffen werden. Es iſt auch 
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einerlei, wann der Steuerpflichtige von derartigen Feſt⸗ 
ſtellungen Kenntnis erhält. Und es kommt auch nicht 
darauf an, daß die Auswirkungen der Betriebsprü⸗ 
fung für den Steuerpflichtigen ſofort erkennbar find 
(RStBl 1934 S. 32). Der Rey H geht in der Entſcheidung 
vom 27. Juni 1939 (RSBI 1939 S. 842) noch einen Schritt 
weiter. Es genügt nach dieſer Entſcheidung ſchon der Auf⸗ 
trag des Finanzamts zur Vornahme einer Betriebsprü⸗ 
fung. Die Verjährung wird durch den Prüfungsauftrag 
auch inſoweit unterbrochen, als der Auftrag nicht 
ausgeführt iſt (Hinweis auch auf Benning in DSR 
1939 S. 821). 

Die Beurteilung der Frage, in welchem Umfang 
die Betriebsprüfung die Verjährung unterbricht, hängt von 
der Ausdehnung des Prüfungsauftrags ab. 
Der Prüfungsauftrag erſtreckt ſich regelmäßig auf die 
Nachprüfung beſtimmter Jahre und be- 
ſtimmter Steueranſprüche. Die auf Grund eines 
derartigen Auftrags durchgeführte Betriebsprüfung unter— 
bricht dann alle in dem Auftrag bezeichneten Steuer- 
anſprüche (RStBl 1937 S. 587, Hinweis auch auf RStBl 
1937 S. 112 und für die Körperſchaftſteuer auf RStBl 1937 
S. 91). Die Verjährung der Vermögenſteuer wird 
durch eine Betriebsprüfung, die die Ermittlung des Ver- 
mögens vom Feſtſtellungszeitpunkt oder Veranlagungszeit⸗ 
punkt zum Gegenſtand hat, auch dann unterbrochen, wenn 
aus dem Buchprüfungsbericht nicht hervorgeht, daß die 
Buchprüfung gerade mit Rückſicht auf die Einheitsbewer⸗ 
tung und auf die Vermögenſteuer vorgenommen worden ift 
(RStBl 1936 S. 115). 

Der Prüfungsauftrag lautet oft ganz allgemein 
auf die „Vornahme einer Betriebsprüfung 
im Sinn des § 162 Abſatz 10 A O“ ohne ausdrück⸗ 
liche Beſchränkung auf beſtimmte Steuerabſchnitte und 
Steueranſprüche. Es kommt in ſolchen Fällen auf die 
näheren Umſtände an. Würde man einem ſolchen 
allgemein gehaltenen Prüfungsauftrag die Wirkung bei- 
meſſen, alle noch nicht verjährten Steuern zu unterbrechen, 
ſo könnte das Finanzamt von Steuerpflichtigen, bei denen 
alle drei Jahre eine Buchprüfung § 162 Abſatz 10 AO ge- 
mäß ſtattfindet, ohne zeitliche Begrenzung für die Vergan- 
genheit auch ſolche Steuern nachfordern, die es urſprünglich 
gar nicht erheben wollte und mit denen der Steuerpflich⸗ 
lige nichtmehr gerechnet hat. Das würde jedoch, wie 
die Entſcheidung vom 19. November 1936 (RStBl 1936 
S. 1171) hervorhebt, dem Zweck der Verjährung wider— 
ſprechen; denn dieſe will zeitlich unbeſchränkte, den Steuer⸗ 
pflichtigen meiſt übermäßig belaſtende Nachforderungen 
gerade vermeiden. Der Grundſatz der Richtigkeit und Gleich- 
mäßigkeit der Beſteuerung muß inſoweit zurücktreten. Der 
allgemein gehaltene Prüfungsauftrag in Verbindung mit 
der geſetzlichen Vorſchrift, daß ſich die Prüfung auf alle 
ſteuerlichen Verhältniſſe des Steuerpflichtigen zu erſtrecken 
habe (§ 162 Abſatz 10 AO), würde zwar eine fo weitgehende 
Auslegung zulaſſen. Es gilt aber auch für das Steuerrecht 
die Beſtimmung des § 133 BGB (8 1 Abſatz 3 StANYG). 
Es iſt danach bei der Auslegung von Willenserklärungen der 
wirkliche Wille zu erforſchen. In dem der Entſchei⸗ 
dung vom 27. Juni 1939 (RStBl 1939 S. 842) zugrunde 
liegenden Fall waren dem Prüfungsauftrag die Akten, die 
die Aufbringungsleiſtungen betreffen, beigefügt. Daraus 
geht hervor, daß das Finanzamt die Abſicht hatte, auch die 
Verhältniſſe, die die Aufbringung betreffen, prüfen 
zu laſſen. Der Prüfungsauftrag hat demgemäß auch die 
Verjährung der Aufbringungsleiſtungen rechts⸗ 
wirkſam unterbrochen. 

Der der Entſcheidung vom 19. November 1936 zugrunde 
liegende Fall war inſofern anders gelagert, als dort in 
dem Prüfungsauftrag von den Aufbringungsleiſtungen 
nichts bemerkt war. Es konnte deshalb in dieſem Fall für 
die Auslegung des Prüfungsauftrags nur das ſpätere 
Verhalten des Finanzamts berückſichtigt werden. 
Es ſpielte inſoweit eine erhebliche Rolle, daß das Finanzamt 
den Prüfer, der in fernen Bericht von den Aufbringungs⸗ 
leiſtungen nichts erwähnt hatte, nicht zu einer Ergänzung 
feines Berichts aufgefordert hatte. Der NEG hat deshalb 


angenommen, daß eine Unterbrechung der Verjährung hin⸗ 
ſichtlich der Aufbringungsleiſtungen durch den Prüfungs⸗ 
auftrag nicht eingetreten ſei. 

Allgemeine Maßnahmen, wie die Inaus⸗ 
ſichtnahme einer Betriebsprüfung, die Aufnahme eines 
Betriebes in eine Verjährungsliſte und die An⸗ 
kündigung an den Steuerpflichtigen, daß in nächſter 
Zeit eine Prüfung wegen des beſtimmten, für die Ver⸗ 
jährung in Betracht kommenden Jahres vorgenommen 
werden ſolle, vermögen die Verjährung nicht zu unter⸗ 
brechen (RStBl 1933 S. 7, Hinweis auch auf Benning in 
DSt 1939 S. 820). 

Eine Betriebsprüfung unterbricht die Verjährung nur 
gegenüber demjenigen, gegen den ſie gerichtet iſt. 
Die mit dem Firmeninhaber zuſammen veranlagten 
Perſonen gehören zu den Perſonen, gegen die ſich die Be⸗ 
triebsprüfung richtet (RSBI 1937 S. 387, 1102). Hinweis 
auf Zitzlaff in DStZ 1938 S. 514. 


8. Verjährung gegenüber dem für eine Steuerſchuld Haftenden 

Es ſind oft mehrere Perſonen zur Zahlung einer 
Steuer als Steuerſchuldner oder als für die Steuerſchuld 
Haftende verbunden. Die Verjährungsfriſt läuft in dieſen 
Fällen grundſätzlich gegen jede von ihnen geſondert 
(RSBI 1936 S. 549). Das gilt grundſätzlich auch für die 
zehnjährige Verjährungsfriſt. Die für hinter zogene 
Beträge geltende zehnjährige Verjährungsfriſt läuft regel⸗ 
mäßig nur dann, wenn die für die Steuer in Anſpruch ge⸗ 
nommene Perſon ſich ſelbſt der Hinterziehung ſchuldig 
gemacht hat. Wegen der Haftung des Erben für durch 
den Erblaſſer hinterzogene Steuern Hinweis auf NSHI 
1934 S. 918, § 8 Abſatz 1 StAnp® und Grober in DSB 
1937 S. 301. Eine die Verjährung unterbrechende Hand⸗ 
lung wirkt demgemäß auch nur gegen den, gegen den ſie 
gerichtet iſt. Dieſe Grundſätze ſind aber nach der Recht⸗ 
ſprechung des NEG nicht ausnahmslos anwendbar. 

Die erſte Ausnahme betrifft die Fälle des § 111 AO. 
Wenn ſich jemand bei Erfüllung ſeiner Steuerverpflichtungen 
eines Vertreters oder Bevollmächtigten be⸗ 
dient oder durch einen Vertreter handelt, muß er die 
Handlungen des Bevollmächtigten oder Vertreters ſteuerlich 
gegen ſich gelten laſſen (Hinweis auf § 102 Abſatz 2 AO, 
$ 164 BGB). Es gehört zu dieſen Handlungen auch die Mb- 
gabe der Steuererklärung. Der Vertretene muß 
deshalb die in der Abgabe der Steuererklärung liegende 
Steuerhinterziehung ſeines Vertreters ſo gegen ſich gelten 
laſſen, als wäre es ſeine eigene Hinterziehungshandlung. 
Es greift zum Beiſpiel, wenn der Geſchäftsführer einer 
Gmbh für die GmbH vorſätzlich unrichtige Steuer⸗ 
erklärungen abgegeben hat, auch gegen die Gmb die 
zehnjährige Verjährungsfriſt Platz (RStBl 1938 S. 595, 
DEZ 1938 S. 1071, Barske in DStZ 1938 S. 662, Hin⸗ 
weis auch auf § 416 AO). . 

Die andere Ausnahme betrifft die Fälle des 8 109 AD. 
Wenn der alleinige geſetzliche Vertreter eines Vereins und 
der perſönlich in Anſpruch Genommene dieſelbe Perſon 
find, muß jede Unterbrechungshandlung gegen den Ver⸗ 
ein auch als Unterbrechungshandlung gegen den Haf⸗ 
tenden angeſehen werden. Eine andere Beurteilung 
würde eine rein formaliſtiſche ſein und der Beurteilung von 
Tatbeſtänden § 1 Abſatz 3 StAnpc gemäß nicht gerecht 
werden (RStBl 1939 S. 325). Der NFH läßt es in dieſer 
Entſcheidung dahingeſtellt, ob der Grundſatz des ge⸗ 
fonderten Laufes der Verjährungsfiß 
den Fällen des § 109 AO überhaupt anwendbar iſt, und 
ob es nicht dem Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift entſpreche, 
daß die Verjährung des Haftungsanſpruchs nach § 109 AO 
nicht vor Verjährung des Steneranſpruchs ſelbſt eintreten 
könne. 

Der neben dem Steuerpflichtigen Haftende ift § 149 AO 
gemäß unabhängig von dem Ablauf der gegen 
ihn laufenden Verjährungsfriſt befreit, wenn der Anſpruch 
gegen den Steuerpflichtigen verjährt ift. Das gilt jedoch 
nicht, wenn dem Haftenden ſelbſt eine Steuerhinterziehung 
zur Laſt fällt. Die Haftung bleibt nach der Rechtſprechung 
des REG darüber hinaus aber auch dann beſtehen, wenn 


S. 532 


der Haftungsanſpruch gegen den Haftenden bereits durch 
Haftungsbeſcheid geltend gemacht und nicht verjährt 
ift. Es entfällt dann das den Verjährungsvorſchriften zu- 
grunde liegende Schutzbedürfnis des Haftenden, von der 
Geltendmachung veralteter Steueranſprüche verſchont zu 
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werden (R StBl 1986 S. 549). § 149 WO bezieht ſich deshalb 
nur auf den Fall, daß der Steueranſpruch gegen den 
Steuerſchuldner verjährt und der Ha ftung3- 
anſpruch gegen den Haftenden vor Eintritt diefer Ver- 
jährung noch nicht geltend gemacht worden iſt. 


8 34 Absatz 2 Zittern 1 und 3 EStG in der neuesten Rechtsprechung 
des Reichsfinanzhofs von Regierungsrat Dr. Gantenberg, Lehrer an der Reichsfinanzschule Bodenbach 


Inhalt: 


1. Grundſätzliches, £ 
2. Die bisherige Praxis zu § 84 Abſatz 2 Ziffer 1 EStch, 
3. Die bisherige Praxis zu § 84 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG, 


1. Grundſäͤtzliches 

Die Vorſchrift des § 34 ESG ift aus Billigkeits⸗ 
erwägungen in das Geſetz aufgenommen worden. Ohne 
dieſe Vorſchrift wäre es nicht möglich, beſtimmte außer⸗ 

ordentliche einmalige Einkünfte von der Progreſſion des 
Steuertarifs auszunehmen. 

$ 2 EStch gemäß bemißt Tih die Steuer nach dem 
Einkommen, das der Steuerpflichtige innerhalb 
eines Kalenderjahrs bezogen hat. § 34 EStG ver- 
hindert, daß bei beſtimmten einmaligen Einkünften 
durch die Staffelung des Tarifs der Stener- 
pflichtige allzu ſtark belaſtet wird. 

Unter § 34 EStG fallen nach Sinn und Zweck der Yor- 
ſchrift jedoch nur ſolche Einkünfte, die an die Stelle 
einer Vielzahl von Einnahmen getreten ſind. 
Dieſe würden ſich ſonſt auf einige Kalenderjahre verteilt 
haben. Sie würden infolge der Zuſammenballung in einem 
Jahr zu einer un verhältnismäßig hohen 
Staffelung des Steuerſatzes führen. Hinweis 
auf RStBl 1939 Seite 1080 Nr 1141, 1940 Seite 12 Nr 14 
und Meder in DSt 1940 Nr 23 Seite 265 u. f. 

Dieſer Grundgedanke des § 34 Abſatz 1 EStG iſt aller⸗ 
dings nicht in vollem Umfang in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes verwirklicht worden. Es find nämlich nur einzelne 
ſteuerliche Zuflüſſe ganz be ſtimmter Art begünſtigt. 
1 find im 8 34 Abſatz 2 EstG erſchöpfend auf⸗ 
gezählt. 

Der Anwendungsbereich des 8.34 EStG verengt ſich 
weiter dadurch, daß § 34 grundſätzlich nicht gilt, ſoweit 
Einkünfte als Gewinn ermittelt werden. Nur auf Ver- 
äußerungsgewinne im Sinn der 88 14, 16, 17 und 
18 Abſatz 3 EStG kann 834 Abſatz 2 Ziffer 2 EStG gemäß 
die Billigkeitsvorſchrift des $ 34 Abſ. 1 EStG angewendet 
werden. Hinweis auf NStBI 1937 Seite 1094 und 1940 
Seite 601. , j 

Die folgenden Ausführungen befaſſen ſich nur mit 
einem Ausſchnitt aus dem § 31 EStG, nämlich mit den Zat- 
beſtänden des § 34 Abſatz 2 Ziffern 1 und 3 EStG und mit 
der Auslegung, die diefe in der neueſten Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs erfahren haben. 


2. Die bisherige Praxis zu § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 ESt 

Die Vorſchrift des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG be- 
ſchränkt fih auf die Einkunftsarten des 8 18 EStG (ſelb⸗ 
ſtändige Arbeit) und des 8 19 EStch (nichtſelbſtändige 
Arbeit). Bei den Einkunftsarten des § 2 Abſatz 3 Ziffern 5 
bis 7 EStG iit die durch die Vorſchrift geforderte Tätig⸗ 
keit begrifflich nicht denkbar. § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 
EStG gemäß zählen zu den außerordentlichen Einkünften 
im Sinn des Abſatzes 1 „Einkünfte, die die Entlohnung für 
eine Tätigkeit darſtellen, die ſich über mehrere Jahre 
erſtreckt“. : 

Die bisherige Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs und 
die Verwaltongsübung forderten eine klar abgrenzbare 
Sondertätigfeit, wenn der Tatbeſtand des § 34 Mb- 
jak 2 Ziffer 1 EStG als erfüllt angeſehen werden Sollte. 
Die Einkünfte mußten eine Entlohnung für eine Tätigkeit 
darſtellen, die ſich auf mindeſtens zwei Kalender- 
jahre erſtreckte und länger als zwölf Monate 
dauerte. Hinweis auf REBI 1931 Seite 318. Streit- 
fragen, die den Reichsfinanzhof immer wieder be— 


4. Die Auslegung des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 und Ziffer 3 
durch die neueſte Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs, 
5. Ergebnis. 


ſchäftigt haben, waren dabei insbeſondere die Fragen, in⸗ 
wieweit Gehaltsnachzahlungen oder Vorſchuß⸗ 
zahlungen bei Arbeitnehmern und inwieweit Ge- 
bühren für Konkursverwaltungen und 
Teſtamentsvollſtreckungen bei Rechtsan⸗ 
wälten § A Abſatz 2 Ziffer 1 EStG gemäß beſtenert 
werden konnten oder nicht. 

Der Reichsfinanzhof hat es bislang in ſtändiger Recht— 
ſprechung abgelehnt, auf Gehaltsnachzahlungen 
den § 34 EStG anzuwenden. Hinweis auf NSVL 1935 
Seite 1196, 1938 Seite 79 und 1939 Seite 345. Die Tätig⸗ 
keit eines Angeſtellten iſt etwas Einheitliches. Aus 
ihr kann nicht ein Teil als Sondertätigkeit aus⸗ 
geſchieden werden. Dabei darf die Möglichkeit, ſolche Zah⸗ 
lungen bei Arbeitnehmern unter Umſtänden § 40 EStG und 
$ 35 ESt DB gemäß zu behandeln, nicht zu dem Schluß 
führen, damit könne für das Veranlagungsverfahren auch 
ohne weiteres § 34 EStG angewendet werden. Sachlich 
und förmlich handelt es ſich um durchaus verſchiedene 
Vorſchriften. Hinweis auf RSBI 1940 Seite 601. y 

Ahnliches wie für die Gehaltsnachzahlungen gilt für 
die oben erwähnten Gebühren der Anwälte. Hin⸗ 
weis auf RStBl 1936 Seite 601, 1938 Seite 809 und 1939 
Seite 1055. 

3. Die bisherige Praxis zu § 34 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG 

Die Entſchädigungen im Sinn des 8 24 Ziffer 1 
Etch und § 34 EStch find unlängſt in einem Aufſatz von 
Regierungsrat Meder, Lehrer an der Reichsfinanzſchule 
Herrſching, behandelt worden. Hinweis auf DStzg 1940 
Nr 23 Seite 265. Zur Vermeidung von Wiederholungen 
weiſe ich auf die eingehenden Ausführungen Meders über 
den Begriff der Entſchädigung und die dazu ergangene 
Rechtſprechung hin. Ich will nur auf einen Geſichtspunkt 
noch beſonders hinweiſen. Entſchädigungen genießen die 
Vergünſtigung des § 34 EStG nur dann, wenn fie Ve- 
züge für einen längeren Zeitraum als das 
Kalenderjahr abgelten. 


4. Die Auslegung des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 und Ziffer 3 
ESG durch die neueſte Nechtſprechung des Reichs— 
finanzhofs 

Mit der bisherigen Rechtſprechung haben die 
Urteile des Reichsfinanzhofs vom 1. Februar 1940 TV 341/39 
(RSBI 1940 Seite 601) und vom 29. Februar 190 
IV 29/40 (RSBI 1940 Seite 602) gebrochen, ſoweit es 
ſich um die Anwendung des § 34 EStG auf 
Gehaltsnachzahlungen handelt. 

Dieſe Entwicklung kommt nicht überraſchend. Die Ab- 
kehr des Reichsfinanzhofs von ſeiner bisherigen Recht⸗ 
ſprechung hatte ſich bereits in zwei früheren Entſcheidungen 
angekündigt. In einer Entſcheidung vom 8. September 
1 5 e 1939 Seite 1233) hatte der Reichsfinanzhof 
erklärt: 

„Es kaun dahingeſtellt bleiben, ob für die Anwen— 
dung des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG an der bisherigen 
Auffaſſung allgemein feſtgehalten werden muß, daß hier 
eine tarifliche Begünſtigung nur in Frage kommt, wenn 
es ſich um eine Vergütung für eine ausreichend 
umgrenzte und von anderer Arbeit ſelbſtändig 
ausſcheidbare Tätigkeit gehandelt hat.“ 
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Und in der Entſcheidung vom 8. September 1939 
(RSBI 1940 Seite 345) heißt es: 

„Auch wenn man anerkennt, daß auf eine ein⸗ 
malige Gehaltsnachzahlung für mehrere Jahre, die allein 
darauf beruht, daß der Arbeitgeber zur friſtgemäßen 
Zahlung außerſtande war, der $ 34 ESG Anwen⸗ 
dung finden kann o er 


Dieſe Anerkennung hat jetzt der Reichsfinanzhof in den 
bezeichneten beiden Urteilen vollzogen, wenn auch 
zunächſt mit gewiſſen Vorbehalten. 

Den beiden Entſcheidungen lagen die folgenden Tat⸗ 
beſtände zugrunde: 

Im erſten Fall war der Beſchwerdeführer, ein Ver⸗ 
bandsangeſtellter, im Juni 1933 ohne weitere Bezüge ent⸗ 
laſſen worden. Er hatte vor dem Arbeitsgericht auf Weiter⸗ 
zahlung ſeiner Bezüge geklagt und vergleichsweiſe eine 
Nachzahlung von Gehalt in Höhe von rund 35 000 RM er- 
zielt. Das Finanzamt und das Finanzgericht hatten die An⸗ 
wendung des § 34 ESIG mit Rückſicht auf die bisherige 
Rechtſprechung abgelehnt. 

Im zweiten Fall war der Beſchwerdeführer ein Be- 
amter, der in eine Unterſuchung verwickelt worden war, mit 
der Folge, daß ſeine Dienſtbezüge für die Jahre 1934 bis 
1936 nur zum Teil ausbezahlt wurden. Im Jahr 1937 er⸗ 
hielt er dann die einbehaltenen Gehaltsbeträge in Höhe von 
rund 10 000 RM ausbezahlt. Das Finanzamt und der Ober- 
finanzpräſident hatten auch in dieſem Fall die Anwendung 
des § 34 ESG auf die Nachzahlung abgelehnt. 

In beiden Fällen hat der Reichsfinanzhof auf die 
Rechtsbeſchwerde hin den § 34 EStG für anwendbar 
erklärt und dieſe Entſcheidungen gleichlautend begründet. 
Von Intereſſe iſt dabei, daß der Reichsfinanzhof die Ent⸗ 
ſcheidungen ſowohl auf den § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 wie auch 
auf § 34 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG geſtützt hat. Der Reichs⸗ 
finanzhof führt aus, daß zunächſt nach der rein ſprachlichen 
Faſſung ein Zweifel nicht beſtehen könne, daß es ſich bei den 
Nachzahlungen um „eine Vergütung für eine 
mehrjährige Tätigkeit“ handele. Hinweis auf 
& 34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG, Der Wunſch einſchränkender 
Auslegung der Beſtimmung und die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes hätten bisher zu der Auffaſſung geführt, 
es könne dieſe Vorſchrift bei Einkünften aus nichtſelbſtän⸗ 
diger Arbeit nur dann angewendet werden, wenn nicht Ge- 
haltsvorauszahlung oder Nachzahlung vorliege, ſondern nur 
dann, wenn eine abgrenzbare Sondertätigkeit 
mehrerer Jahre entſchädigt werde. Der Reichsfinanzhof 
fährt fort: 

„„Das Geſetz zwingt hier aber nicht zu dieſer ein- 
ſchränkenden Auslegung, ſoweit es ſich nicht um ein 
Unternehmen des Mißbrauchs oder um Willkür der Be- 
teiligten handelt. Es rechtfertigt ſich deshalb für dieſe 
Fälle die Anwendug des § 34 EStG, wenn wirklich 
eine Zuwendung für mehrere Jahre in 
Frage ſteht.“ 


Damit wendet der Reichsfinanzhof den § 34 Abſatz 2 
Ziffer 1 auf Gehallsnachzahlungen an, wenn die Zahlung in 
einem Betrag nicht zu mißbräuchlichen Zwecken erfolgt. In 
ſolchen Fällen würde ſchon $ 1 StAnpG& die Anwendung des 
§ 34 CSEG hindern. Eine Sonder tätigkeit wird damit 
für das Gebiet des $ 19 EStG nicht mehr gefordert. Be- 
merkenswert iſt, daß der Reichsfinanzhof in der erſten der 
beiden Entſcheidungen für die Anwendbarkeit des § 34 
Abſatz 2 Ziffer 1 bei Einkünften aus § 18 mit aller Deutlich⸗ 
keit an ſeiner bisherigen Rechtſprechung feſthält. Er verlangt 
hier eine gegenüber dem ſonſtigen Gewinnbetrieb klar ab⸗ 
grenzbare Tätigkeit, weil grundſätzlich im Rahmen der Ge- 
winnermittlung $ 34 EStG nicht anwendbar ift. 

Der Reichsfinanzhof hält aber ſeine Entſcheidung, min⸗ 
deſtens im erſten Fall, nicht nur nach § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 
EStG, ſondern offenbar auch nach Ziffer 3 EStG für be- 
gründet. Er verkennt zwar nicht, daß eine Entſchädi⸗ 
gung im Sinn von § 24 Ziffer 1 EStG im 
eigentlichen Sinn nicht vorliegt. Es handelt ſich in beiden 
Fällen um eine Nachzahlung von Gehalt. Es ſei aber min⸗ 
deſtens, ſo meint der Reichsfinanzhof, eine ſtarke Annäherung 
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an die Fälle gegeben, die § 34 Abſatz 2 Ziffer 3 EStG be- 
günſtigen wolle. Es liege hier nicht fern, ſteuerlich 
davon zu ſprechen, daß der Beſchwerdeführer nachträglich für 
zu Unrecht vorenthaltene Gehaltsbeträge „entſchädigt“ 
worden ſei. Der Begriff der „Entſchädigung“ wird 
vom Reichsfinanzhof hier in einem bislang nicht 
üblichen Sinn ausgelegt. 


5. Ergebnis 

Damit hat der Reichsfinanzhof ſeinen bisherigen Stand⸗ 
punkt in einem bisher viel umſtrittenen Fall auf- 
gegeben. Dieſer Fall wird gerade für die Praxis der 
Finanzämter von erheblicher Bedeutung ſein. Warum 
dieſe Anderung? Der Reichsfinanzhof gibt die Be⸗ 
gründung mit den folgenden Worten: 

„Das Unrecht, das darin liegt, daß dem Steuer⸗ 
pflichtigen ſeine Vergütung aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
vorenthalten worden iſt, würde noch verſtärkt werden, 
wenn er bei ſpäterem Zufluß der Vergütung in einem 
Jahr dieſen Zufluß voll nach dem Tarif verſteuern müßte. 
Denn der Tarif will doch im Grundſatz nur für die hohen 
Einkünfte erhöhte Sätze beſtimmen, die auch wirt⸗ 
ſchaftlich zum Jahr der Beſteuerung gehören.“ 

Der Reichsfinanzhof hat offenbar empfunden, daß die 
bisherige Handhabung des § 34 Abſatz 2 EStG zu eng iſt, 
wenn man dem Grundgedanken des § 34 EStG genügen 
will. Er hat in dem Beſtreben, dieſem Grundgedanken 
gegenüber den einengenden Beſtimmungen des Abſatzes 2 des 
§ 34 zum Durchbruch zu verhelfen, den § 84 Abſatz 2 Ziffer 1 
und Ziffer 3 EStG auf einen Sachverhalt angewendet, bei 
dem er bisher ſtets die Anwendung des 8 34 EStG abgelehnt 
hatte. Er hat dieſes Ergebnis dadurch erreicht, daß er für 
einen wichtigen, oft wiederkehrenden Fall die einengende 
Vorausſetzung bei 8 34 Abſatz 2 Ziffer 1 fallen gelaſſen hat, 
und daß er bei Ziffer 3 den Begriff der Entſchädigung in 
anderer Weiſe als bisher ſteuerlich ausgelegt hat. 

In dieſer ſtärkeren Betonung des Grundgedankens des 
§ 34 EStG fehe ih die über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung der beiden Entſcheidungen. Der Reichsfinanzhof 
hat ſeine Entſcheidungen zwar noch an gewiſſe Vorbehalte 
geknüpft — kein Mißbrauch, keine freiwillige Zuſammen⸗ 
ballung der Einkünfte in einem Jahr —, die an ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſind. Es liegt jedoch die Frage nahe, ob in dieſen 
Entſcheidungen der Anfang einer Entwicklung zu erblicken 
it, die für die Anwendung des § 34 EStG, mehr deffen 
Grundgedanken in den Vordergrund ſtellt und demgegenüber 
die einzelnen Tatbeſtände des Abſatzes 2 des § 34 EStG in 
den Hintergrund drängt. Das würde mindeſtens für die Ein⸗ 
kunftsarten gelten müſſen, bei denen nicht der Gewinn⸗ 
gedanke, ſondern der Begriff des einzelnen Zu⸗ 
fluſſes von Bedeutung ift. Treffen z. B. die grundſätz⸗ 
lichen Erwägungen des Reichsfinanzhofs nicht auf den 
folgenden Fall zu? j 8 

Ein preußiſcher Forſtmeiſter beſitzt ein Gut. Er hat 
dieſes verpachtet, weil er es neben ſeiner Beamtentätigkeit 
nicht verwalten kann. Der in Schwierigkeiten geratene 
Pächter zahlt fünf Jahre lang keine Pacht. Im ſechſten Jahr 
erhält der Forſtmeiſter endlich zwei Drittel der rückſtändigen 
Pacht. Er verzichtet auf den Reſt. Iſt es nicht im Sinn 
des Reichsfinanzhofs unrecht, wenn außer dem Nachteil 
der langen Vorenthaltung der Pacht und dem Teilverzicht 
des Forſtmeiſters im Jahr des Zufluſſes noch die hohen 
Tarifſätze angewendet werden? Ohne Zweifel kann 
aber nach dem heutigen Stand der Rechtſprechung § 34 
EStG auf den bezeichneten Fall nicht angewendet werden. 
Man könnte nur nach § 181 AO helfen. Ob aber die 
ſtrengen Erlaßvorausſetzungen in ſolchen Fällen immer vor⸗ 
liegen werden, iſt ſehr zweifelhaft. Es ließe ſich die Zahl der 
Fälle beliebig vermehren, bei denen der Grundgedanke des 
§ 34 ESt feine Anwendung fordert, diefe aber nicht möglich 
ift, weil ein Fall des § 34 Abſatz 2 EStG nicht vorliegt 

Der Reichsminiſter der Finanzen ſelbſt ift in den CSIR 
für 1939 den Weg einer ſtärkeren Betonung des Grund⸗ 
gedankens des § 34 EStG bereits gegangen. Er hat in den 
Abſchnitten 89 bis 91 den § 34 EStG auf Einzelfälle ange- 
wendet, die ohne Zweifel nicht unter § 34 Abſatz 2 fallen, 
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Es iſt dabei allerdings ſtets betont worden, daß es ſich um 
eine Billigkeitsmaßnahme handelt. Insbeſondere der Fall 
der preußiſchen Einbehaltungsbeträge nähert ſich ſehr ſtark 
dem Grundgedanken des erſten beſprochenen Urteils des 
Reichsfinanzhofs. 

Weitere Maßnahmen der Verwaltung und Entſchei⸗ 
dungen des Reichsfinanzhofs bleiben abzuwarten, bevor man 
endgültig wird beurteilen können, ob die Entwicklung des 
§ 34 EStG auf eine Abkehr von den Einſchränkungen des 


Die Sollkartei V der Finanzkassen 


8 34 Abſatz 2 EStG und eine ftärfere Betonung des Grund⸗ 
gedankens zu einem ſpäteren Zeitpunkt hinausläuft oder 
nicht. Es wäre zu erwägen, ob nicht § 34 EStG ähnlich wie 
§ 33 EStG zweckmäßig den Charakter einer General- 
klauſel erhalten ſollte. 

Immerhin iſt durch die beſprochenen Entſcheidungen 
des Reichsfinanzhofs für ein wichtiges Gebiet die Anwend⸗ 
barkeit des § 34 EStG nunmehr klargeſtellt und 
bejaht worden. 


Von Obersteuerinspektor Seibert, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 1. Einführung, 2. Zweck, 3. Weſen, 
1. Einführung 

Die Finanzkaſſen überwachen $ 4 Abſatz 1 Buch⸗ 
ſtabe a AK O gemäß die rechtzeitige und die boll- 
ündige Erhebung der Haushalts- 
einnahmen und der ſonſtigen Einnah⸗ 
men, die bei ihnen auf Grund von Geſetzen und von Ver- 
waltungsbeſtimmungen zu entrichten find, Die Haus- 
haltseinnahmen ſind Einzahlungen, die bei 
einer Zweckbeſtimmung des Reichshaus⸗ 
baltsplans oder außerplanmäßig nachzuweiſen 
ind ($ 1 Ziffer 8 AKO). Die Reichsſteuern gehören 
zu den Haushaltseinnahmen. Die Finanzkaſſen iiber- 
wachen demgemäß die rechtzeitige und die 
vollſtändige Erhebung der Reichsſteuern, 
die bei ihnen zu entrichten ſind. 

Es find zu dieſem Zweck beſondere Bücher vor- 
geſehen. Die zu entrichtenden Reichsſteuern 
werden darin zum Soll geſtellt (§ 91 Abſatz 2 Buch⸗ 
ſtabe a AKO). Die getilgten Beträge werden dieſen 
Sollitellungen gegenübergeſtellt. Es gelten als 
getilgte Beträge: 

a) die entrichteten Beträge, 

b) die $ 130 AO gemäß niedergeſchlagenen 
Beträge und 

c) die §131 AO gemäß erlaſſenen Beträge. 

Durch dieſe Gegenüberſtellung kann jed r et 
feſtgeſtellt werden, ob und in welcher Weiſe die 
einzelnen Steuerpflichtigen ihre Verpflichtungen er- 
füllt haben. ) / 4 

Die Bücher, die von den Finanzkaſſen für dieſe 
Überwachungstätigkeit zu führen find, werden als Soll- 
bücher bezeichnet. Sie gehören zu der Gru p pe der 
Sachbücher im Sinn der Amtskaſſenordnung ($ 85 Ab- 
ſatz 1 AKO). Die Sachbuchführung für die Reichs⸗ 
ſteuern regelt ſich nach den Beſtimmungen der 
Buchungsordnung für die Finanzämter 
vom 15. Dezember 1932 — Buchd —. Sie iſt für 
die V⸗Steuern ($ 2 Abſatz 1 Ziffer 1 Buchd) und für 
die Einzelſteuern (8 2 Abſatz 1 Ziffer 2 Buch) 
verſchieden. f 

Die Sollbücher für die B-Steuern werden in Kartei⸗ 
form geführt und als Sollkarten bezeichnet. Für die 
Einzelſteuern ſind die Sollbücher in Buchform vor⸗ 
gelehen. Sie können in Loſeblattbuchform geführt 
werden, wenn eine Buchungsmaſchine bei einer 
Finanzkaſſe aufgeſtellt ift. Sie werden dann als Einzel- 
blätter bezeichnet. 


2. Zweck 


Die Finanzkaſſe führt § 32 Abſatz 1 BuchO gemäß 
für die Sollſtellung aller B-Steuern und zur 


Überwachung ihrer vollſtändigen und rechtzeitigen 


Entrichtung eine vereinigte Sollkartei (Soll- 
kartei V). Die Sollkartei V beſteht aus den Soll- 
karten für die einzelnen Steuerpflichti⸗ 
gen, die zu einer oder zu mehreren V-Steuern 
veranlagt werden. 

Die Sollkarten enthalten alles, was für die Über- 
wachung der vollſtändigen und rechtzeitigen Entrichtung 
der V⸗Steuern erforderlich tft. Das find; 


4. Außere Form, 


5. Anlegung, 6. Verwaltung, 7. Titelblatt. 

a) die Namen der Steuerpflichtigen, die für 
die einzelnen V‚Steuern in Betracht kommen; 

b) die Höhe und die Art der zu entrichtenden V-Steuern, 
d. i. das Soll; 

c) die Fälligkeitszeitpunkte der einzelnen Soll- 
ſtellungen; 

d) die getilgten Beträge, d. i. das getilgte Soll; 

e) die Bezeichuung aller Verfügungen, die die 
Höhe der Steuerſchuld, die Fälligkeitszeit⸗ 
punkte und die Tilgung der Steuerſchuld ändern 
oder anders feſtſetzen; 

f) die Angaben über Maßnahmen, die zur Side: 
rung des Eingangs der rückſtändigen V-Steuern er- 
griffen worden ſind, und 

g) alle Angaben über die Berechnung und über die 
Erhebung von Säumniszuſchlägen, von 
Gebühren uſw. 

Die zu entrichtenden Sollbeträge und die ge⸗ 
tilgten Sollbeträge werden für die einzelnen Steuer⸗ 
arten in den Sollkarten der einzelnen Steuerpflichtigen 
kontenmäßig gegenübergeſtellt. Dadurch kann 
für jeden Steuerpflichtigen feitgeftellt werden, ob 
und in welcher Weiſe er ſeine Verpflichtungen bei 
den einzelnen B-Steuern erfüllt hat. 

Die Vorſchriften über die Buchführung der B-Steuern 
gelten finngemäß: 

a) für die veranlagte Abgabe der Aufſichts⸗ 
rats mitglieder (Röß⸗Erlaß vom 21. März 1935 
H 2040 — 200 II Ziffer 6a), 

b) für die veranlagte Wehrſteuer (Rd§⸗Erlaß 
vom 2. Auguſt 1937 H 2040 — 350 II Buchſtabe B 2), 

e) für die Wander gewerbeſteuer und für die 
Zuſatzſteuer (Buchſtabe BIV der Ausführungs- 
anweiſung zum Wandergewerbeſteuergeſetz), 

d) für die M ehreinkommenſteuer (Rdg⸗Erlaß 
bom 27. April 1939 82840 — 1 III Ziffer 3a), 

c) für den Kriegszuſchlag zur Einkommen: 
teuer (Rdg⸗Erlaß vom 7. September 1939 H 2040 — 

2A VI) und 

) für die Aufbringungsumla ge (MdF-Erlaß vom 
2. Auguſt 1937 H 2040 — 350 II Buchſtabe a). 

Auch dieſe Steuern uſw. werden demgemäß nach den- 
felben Vorſchriften wie die N-Steuern in der Soll- 
tartei Vnachgewieſen. 

3. Weſen 

Es wird grundſätzlich für jeden VSteuerpflichtigen 
eine Sollkarte geführt. Darin werden alle B-Steuern 
nachgewieſen, die er zu entrichten hat. Die Sollkarte iſt zu 
dieſem Zweck in Konten felder eingeteilt. Für jede 

Steuerart iſt ein Kontenfeld vorgeſehen. Die Re Dene 

TOtLge der einzelnen Kontenfelder regelt ſich nach den Vor⸗ 

ſchriften in dem Rö F⸗Erlaß vom 27. September 1939 

H 2040 — 466 VI. 

Wenn das auf der Sollkarte für eine Steuerart bor- 
geſehene Kontenfeld nicht für alle Eintragungen 
ausreicht, ſo darf dafür der freie Raum in dem 
Kontenfeld, das für eine andere Steuerart vorgeſehen 
ijt, benutzt werden, ſoweit er zu Buchungen für dieſe 
Steuerart nicht gebrauchtwird (§ 42 Abſatz 1 Satz 1 
Buch). Das Kontenfeld ift in dieſem Fall en tſpre⸗ 
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chend zu bezeichnen. Es ift außerdem in dem 

alten Kontenfeld auf die Fortſetzung der Ein⸗ 

tragungen hinzuweiſen. Die Sollkarte wird ſo voll 
ausgenutzt. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger wird zur Einkommenſteuer und zur 
Umſatzſteuer veranlagt. Das für die Umſatzſteuer vorgeſehene 
Kontenfeld reicht für weitere Eintragungen nicht mehr aus. 
Es kann in dieſem Fall das Kontenfeld für die Vermögen⸗ 
ſteuer, das für den Steuerpflichtigen nicht gebraucht wird, 
benutzt werden. Es werden darin die Eintragungen für die 
Umſatzſteuer fortgeſetzt. Das Kontenfeld, das bisher für die 
Vermögenſteuer vorgeſehen war, iſt Umſatzſteuerkonto gewor⸗ 
den. Es wird außerdem in dem alten Kontenfeld für die Um⸗ 
ſatzſteuer auf die Fortſetzung der Eintragungen hingewieſen. 

Wenn der vorhandene Raum auf der Sollkarte eines 
Steuerpflichtigen für weitere Eintragungen nicht 
mehr ausreicht, ſo iſt eine zweite Sollkarte 
für dieſen Steuerpflichtigen anzulegen. Sie wird als 
zweites Stück gekennzeichnet und mit der erſten Soll- 
karte des Steuerpflichtigen zuſammen aufbewahrt. 
Die Konten, die auf der zweiten Sollkarte fortgeſetzt 
werden, ſind mit dem letztgültigen Soll, mit 
den Summen der entrichteten Beträge, der er- 
laſſenen Beträge und der niedergeſchlagenen 
Beträge und mit den erforderlichen Vermerken 
zu übernehmen. In der erſten Sollkarte wird auf 
die Fortſetzung hingewieſen. 

Für die Sollkarten, die bei der Finanzkaſſe ausnahms⸗ 
weiſe unbrauchbar geworden ſind, werden neue 
Sollkarten angelegt. Die unbrauchbar gewordenen 
Sollkarten find nicht auszuſcheiden, ſondern zu- 
fammen mit den neu angelegten Sollkarten auf zu⸗ 
bewahren. Die Konten, die auf der unbrauchbar ge- 
wordenen Sollkarte erledigt und noch deutlich 
lesbar find, werden nicht auf die neue Sollkarte über- 
nommen. Alle anderen Konten werden übertragen. 

Die Führung der Sollbücher für die V-Steuern in 
Karteiform bringt verſchiedene Vorteile 
mit ſich: 

a) Die entrichteten Beträge werden mit den Buchungs- 

maſchinen, die bei vielen Finanzkaſſen aufgeſtellt ſind, 

ſofort bei der Entrichtung in einem Buchungsvorgang 
durch die Maſchinen auf die Sollkarten und auf die 

Buchungsſtreiſen (Einnahmebücher) übernommen, ſo daß 

die Übereinſtimmung der Sachbuchungen und der Beit- 

buchungen gewährleiſtet iſt; 

Die Buchhalter der Finanzkaſſen, die die Sollkarten 

bearbeiten, erſehen aus der Sollkarte eines Steuer⸗ 

pflichtigen den Stand aller B-Steuern, die 
dieſer Steuerpflichtige zu entrichten hat; 

c) Wenn für einen Steuerpflichtigen wegen Woh— 
nungswechſels innerhalb des Finanz⸗ 
amtsbezirks ein anderer Buchhalter zu- 
ſtändig wird, kann die Sollkarte, die für den betref- 
fenden Steuerpflichtigen beſteht, an den nunmehr 
zuſtändigen Buchhalter abgegeben werden; 

d) Wenn für einen Steuerpflichtigen durch Wegzug 
ein anderes Finanzamt zuſtändig wird, können 
die für ihn geführten Sollkarten § 56 Buchd gemäß an 
die zuſtändig gewordene Finanzkaſſe ab- 
gegeben werden; 

e) Die Sollkarten können nach Steuernummern 
geordnet werden, die Sollkarten zweier 
Jahrgänge können zuſammengefaßt werden, 
die Reſtkonten können mit den laufenden 
Konten zuſammengefaßt werden; 

f) Die erledigten Sollkarten, die nicht mehr zu be- 
arbeiten find, können ausge ſondert werden. 


Die Sollkarten haben anderſeits den Nachteil, 
daß einzelne Sollkarten leicht verloren gehen 
können. Es find deshalb beſondere Über- 
wachungsmaßnahmen erforderlich. Alle Beam- 
ten des Finanzamts, die mit den Sollkartenvordrucken 
oder mit den Sollkarten zu tun haben — das ſind die 
Beamten der Meldeſtelle, der Kaſſenleiter 


b 


— 
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und die Buchhalter —, führen 88 126 und 127 Budo 
gemäß beſondere Anſchreibungen in Buchform. 
Daraus ift die Zahl der Sollkartenvordrucke und der Sol- 
karten erſichtlich, die von den einzelnen Beamten verwaltet 
werden. Dieſe ſind dafür verantwortlich, daß die 
in den Anſchreibungen jeweils feſtgeſtellten Beſtände 
auch tatſächlich vorhanden find. Der Kaſſen⸗ 
aufſichtsbeamte des Finanzamts hat ſich § 87 Mb- 
fag 5 Satz 2 AK O gemäß laufend davon zu über- 
zeugen, ob die den Kaſſenbeamten übergebenen Soll⸗ 
karten vollzählig vorhanden ſind. Die Voll⸗ 
zähligkeit wird in der Anſchreibungsliſte beſchei⸗ 
nigt, die § 127 Abſatz 1 Buchd gemäß durch den 
Kaſſenleiter zu führen iſt. Die Prüfungs⸗ 
beamten prüfen außerdem bei den Kaſſenprüfun⸗ 
gen § 140 Abſatz 2 AKO gemäß das vollzählige 
Vorhandenſein der Sollkarten nach, die den einzel⸗ 
nen Kaſſenbeamten ausgehändigt worden ſind. 


4. Außere Form 

Es find § 32 Abſatz 2 Buchd gemäß zwei Sol- 
kartenmuſter vorgeſehen: 

a) die Sollkarten A (Allgemein) und 
b) die Sollkarten N (National). 

Die Sollkarten A ſind für die Finanzkaſſen beſtimmt, 
bei denen Kruppbuchungsmaſchinen oder 
Ankerbuchungsmaſchinen oder keine Buchungs⸗ 
maſchinen aufgeſtellt find. Die Sollkarten N find für die 
Finanzkaſſen vorgeſehen, bei denen National- 
buchungsmaſchinen vorhanden find. Die Drud- 
tiſche der Kruppbuchungsmaſchinen und der Anker⸗ 
buchungsmaſchinen haben größere Abmeſſungen 
als die Drucktiſche der Nationalbuchungsmaſchinen. Die 
Sollkarten find dieſen verſchiedenen Abmeſſun⸗ 
gen der Drucktiſche angepaßt. Dadurch wird die 
maſchinenmäßige Buchung der Einzahlungen auf 
die Sollkarten ermöglicht. a | 

Die Finanzkaſſen ohne Buchungsmaſchinen dürfen in 
den Oberfinanzbezirken, in denen nur Nationalbuchungs⸗ 
maſchinen verwendet werden, die Sollkarten N führen 
(Rö ⸗Erlaß vom 21. März 1935 H 2040 — 200 II Ziffer 15). 

Die Sollkartei V wird § 32 Abſatz 3 Buchd gemäß 
jeweils für ein Rechnungsjahr geführt und 
danach benannt. Die Sollkarten für ein Rechnungs⸗ 
jahr ſind aus Karton von gleicher Farbe herzuſtellen 
(8 82 Abſatz 4 Satz 1 BuchS). Die Farben wechſeln für 
die einzelnen Rechnungsjahre in der Reihenfolge gelb, 
grün, weiß und rot derart ab, daß die gleiche 
Farbe alle vier Rechnungsjahre wieder erſcheint. 
Es läßt ſich an der Farbe der Sollkarte fe ft ft e llen, für 
welches Rechnungsjahr ſie geführt wird. Das erleich⸗ 
tert die Arbeit und erhöht die Überſicht in der 
Finanzkaſſe weſentlich. Das iſt beſonders wichtig, 
wenn Sollkarten für 5 rei verſchiedene Rechnungs⸗ 
jahre zu bearbeiten ſind. S 
2 De Sollfarten find öffentliche Urkunden. Die 
Eintragungen müſſen deshalb ſauber, orden tlich 
und deutlich lesbar mit Tinte vorgenommen wer⸗ 
den. Die Vorſchriften in § 88 AK über die Form der Cin- 
tragungen in die Bücher der Amtskaſſen gelten ſinn⸗ 
gemäß für die Führung der Sollkarten. 


5. Anlegung | 

Die Sollkarten werden durch die Meldeſtelle des 
Finanzamts angelegt. Die Sollkartenvor⸗ 
drucke, die § 126 Abſatz 2 Satz 1 BuchO gemäß diefe 
Stelle zu verwalten hat, werden an der vorgeſehenen Stelle 
mit der Anſchriftenmaſchine bedruckt und mit 
dem Namenszeichen des g 
Beamten verſehen (8 33 Abſatz 1 Bud). 

Die Grundlagen für die Anlegung der Sollkarten 
bildet die 8 16 Buch gemäß zu führende Anſchriften⸗ 
plattenkartei V. Für jeden darin aufgenommenen 
Steuerpflichtigen wird eine Sollkarte angelegt. Die An⸗ 
ſchriften der Steuerpflichtigen werden mi t der 
Anſchriftenmaſchine auf die Sollkarten gedruckt. 
Die Finanzämter, die keine eigenen Anſchriften⸗ 


ausfertigenden 
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r i ind regelmäßig an die Anſchriften⸗ 
ee eines anderen Finanzamts ange⸗ 
a 9 f en. Sollkarten dürfen nur dann handſchrift⸗ 
Bin 8 efertigt werden, wenn ein Finanzamt keine 
A 115 AAnſchriftenmaſchine beſitzt, und wenn von der 
n zkaſſe nur einzelne Sollkarten angefordert wer⸗ 
den 33 Abſatz 4 letzter Satz Buchd ). 1 5 
den Für die n ee ig, 9970 e f ' 

R i in die Sollkartei Vin ] 
an en be ine Sollkarten angelegt. Die 
er dieser . N IE * 7 ee 

durch die Bezirk 0 
ber Be: tge 90 i ! F 8 AN i aud in 

i ungsliſte ermerkt. . 
5 a Peh OES dürfen nur Sollkarten ver o n= 
det werden, die ordnungsmäßig durch 11 9 5 

8 lle ausgefertigt worden ſind. Das wird dadurch ge 
10 6 leiſtet, daß die Sollkarten mit dem Namens- 
ichen des ausfertigenden Beamten ne 
; be x werden. Es wird dadurch verhinder En dab 
8 lltarten die nicht beſtimmungsgemäß Dni e = 
VV 

der eingereiht! . 3 
A Beamte if regelmäßig ein 1 5 
felle des Finanzamts, für das die Sollkarten 
ee Sollkarten für ein e an 
ögli ichzeitig anzulegen. De 
ee 15 Anſchriſtenmaſchine Die 1 pa 
TA kurz vor dem Brah N A a 
ji in der Finanzkaſſe gebra £ 
535 in für ein Rechnungsjahr werden erſt i 
al am Anfang des Monats Februar des vorher ⸗ 
end en Kalenderjahres gebraucht. Sie 5 
De: emäß ſpäteſtens Ende Januar Dr pr 
chenden Kalenderjahres ohne beſon 39 
Anforderung der Finanzkaſſe zugeleitet ſein ($ 
Abſatz 3 BuchO). 
rel: i jahr 1942 (1. April 
i 92. das Rechnungsjahr 
1920 55 1. Mr 148) ſünd de Gnde Januar 1941 
5 ufertigen und der Finanzkaſſe zuzuleiten. Die an = 
faj | braucht die Sollkarten für 1942 bereits im Februg 
NR Buchen der Umſatzſteuervorauszahlungen für 
a r 1941 und im März 1941 zum Buchen a Ein⸗ 
men ſtenerporag aun gen und der Körperſchaftſteuer⸗ 
vorauszahlungen für 1941. 


B. Die Finanzkaſſe braucht die Sollkarten 1942 im Rech⸗ 


i Buchen der Vermögenſteuer 

„ inen hnungstahr 1942 in vier Teilbeträgen und 
pe Buchen der Veranlagungsergebniſſe der Einkommen⸗ 
ſteuer der Körperſchaftſteuer und der Umſatzſteuer für 
“ag D llgemeinen Aus⸗ 
i ; die bei der a n : 

en kat angelegt werden können, Bi 2% 

enen d ee ae 
i ind re 3 u 

jor een tet von der Meldeſtelle des Finanz⸗ 


amts anzufordern. 


t 7 n ` 8. 
k ek des Finanzamts ii berg "pi 1 8 
gefertigten ben au Ta a ZU 95 ER 25 n 
kaſſe, der fie den zuftändie ee as 
a i D enleiter beſtätig g 
i To e üer en Sollkarten in dem Anſchr pip 
9 75 buch, das die Meldeſtelle des Finanzamts § i 
Abſag 2 Buchd gemäß zu führen bat. Die Buchhalter 
or inigen die Zahl der erhaltenen Sollkar dt er 
dane Like die § 127 Abſatz 1 BuchO ge- 
a der Kaſſenleiter zu führen hat. ee 
mäß der Buchhalter verwalten die ihnen 11 i y 
Soll rten und ſind dafür veran 15 ort 9 5 
n% 8 6 tragungen darin durch unbefu 955 HER 
feine Ein enommen werden und kein = 99275 a 
* en Die Buchhalter führen § 12 atz : 
verloren S einfade Ana e tna e git 
Weben ah der ihnen ausgehändigten Sollkarten 
enen 


ift. Die Vollzähligkeit der Sollkarten wird § 87 
y b den Kaſſenaufſichts⸗ 


Die Buchhalter dürfen die Sollkarten nur an die 
Beamten abgeben, die für die Vornahme 
Maſchinenbuchungen, für die überwachung 
und für die Prüfung der Sollkarten in Betracht kom⸗ 
men. Das ſind der Vorſteher des Finanzamts, 
der Kaſſenleiter, der Kaſſenauffichtsbeamte 
mit ſeinen Hilfskräften, der Maſchinen⸗ 


ſtunden an ſie zurückgelangt ſind. Ausnahmen 
davon ſind nur mit Zuſtimmung des Kaſſenleiters 
zuläſſig. Das kann beiſpielsweiſe vorkommen, wenn nach 

Dienſtſtunden noch Buchungen mittels 
Buchungsmaſchine vorgenommen werden. Der Kaſſenleiter 
hat in dieſen Fällen für die ſichere Aufbewa hrung 


Für die ſichere Aufbewa hrung der Sollkarten 
durch die Buchhalter ſind in den Finanzkaſſen ver- 
Karteiſchränke, Karteitiſche 

uſw. aufgeſtellt, deren Schließnorrichtungen verſchieden 
ſein ſollen. Es darf nicht vorkommen, daß mehrere 
Karteiſchränke uſw. einer Finanzkaſſe, die von ber- 
ſchiedenen Buchhaltern verwaltet werden, mit dem 
gleichen Schlüſſel geöffnet werden können. Die zu 
einem Karteiſchrank uſw. gehörigen Schküſſel werden 
dem zuſtändigen Bu chhalter über geben. Wenn für 
ein Schloß zwei Schlüſſel vorhanden ſind, ſo erhält der 
Buchhalter, der den erſten Schlüſſel beſitzt, auch den 
zweiten Schlüſſel. Dieſer wird durch den Buchhalter 


eingeſiegelt und dem Naſſenleiter übergeben, 
der ihn in dem 


j í Kaſſenbehälter aufbewahrt. Bei 
Ausfall des Buchhalters durch plötzliche Erkrankung 
uſw. können die Karteiſchränke 


} mte uſw. mit dem eingefie- 
gelten zweiten Schlüſſel geöffnet werden. Es 
wird dadurch jede Unter b rechung in dem Gang der 
laufenden Kaſſengeſchäfte vermieden. Die Kariei⸗ 
ſchränke uſw. müſſen außerhalb der Dienſtſtunden 
verſchloſſen werden. 


‚Die Sollkarten werden 8 34 Abſatz 1 Satz 3 Buch 
gemäß nach Steuer nu mmern (§ 5 Bucho) ge- 
ordnet aufbewahrt. Zur leichteren Ermitt- 
lung der Steuerpflichtigen, die ihre Steuernummer bei 
ee 1155 j icht angeben, darf in der Brnanafajle 
eine Namenkar ei nach § 15 N ührt werden 
(854 Abſatz 4 Buch). c S > Buchd gefiihrt wer 
7. Titelblatt 
. Es ift s 34 Abſatz 3 Buchd gemäß zu den Sollkarten 
jedes Steuerbezirks (82 Abſatz $ Ziffer 4 Buho) 
ein Titelblatt u führen. Wenn die Sollkarten für 
mehrere Steuerbezirke in einem Karteibehälter unter- 


in allgemeine Anordnun⸗ 
gen und allgemeine E 15 1 


Führung der Sollkartei N, 

huchmäßig eingetragen. Das können beiſpielsweiſe 

10 über öffentliche Erinnerungen, über Prüfungen 
. fein. 


Das Titelblatt ift 5.34 Abſatz 3 letztem Satz Buho 
gemäß aus ſtarkem Ras wie die Sollkarten her⸗ 
zuſtellen. Di - i 


e Farbe iſt immer weiß. 
(Fortſetzung folgt) 


